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Programm 


des 


Röniglichen Jymnaliums 
* e TET 
in Oſtpreußen. 


Zu der 


öffentlichen Prüfung, 
welche 
Donnerſtag den 26. und Freitag den 27. September 
in der 
Aula des Aymnafiums 
gehalten werden wird, 
ladet ergebenſt ein 


Dr. M. Teppen, 


Director des Gymnaſiums. 
CENO 
Inhalt: 


1) Eine hiſtoriſche Abhandlung. 
2) Schulnachrichten. 


Von dem Director. 


in, 1867. 
Gedruckt in der A. Harich'ſchen Buchdruckerei. 


Ueberſicht der öffentlichen Prüfung. 


Donnerſtag den 26. September. 
Nachmittags. 
2 Uhr. VI. Religion Weiſe. 
Deutſch. . . Baldus. 
V. Latein m Szelinski. 
Rechnen. . Maletius. 
IV. Franzöſiſch Heinicke. 


Mathematik ; Blümel. 
Freitag den 27. September. 
Vormittags. 
8 Uhr III. Mathematik. Blümel. 


Franzöſiſch Gervais. 
II. Griechiſch ... . Szelinski. 
Geſchichte. . Töppen. 
J. Griechiſch . . . Siebert. 
Late eu. rate. 
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Nach der Prüfung der einzelnen Klaſſen folgen Geſänge und Deklamationen der Schu 
ler, nach der Prüfung der Primaner die Entlaſſung des Abiturienten. 

Nach Ertheilung der Zeugniſſe für das Sommer -Semeſter wird der Unterricht auf 
14 Wochen geſchloſſen. Zur Prüfung und Aufnahme neuer Schüler wird der Unterzeichnete 
am 8. und 9. October bereit ſein. Der neue Curſus beginnt den 10. October. 


Dr. M. Töppen. 
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Die preußiſchen Jandtage 
während der Regentſehaft des Markgrafen 
Georg Friedrich von Ansbach. 


Nach den Landtagsakten dargeſtellt 


von 


Dr. M. Töppen. 


(Schluß.) 
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H erzog Georg Friedrich hatte — geſichert durch das Einverſtändniß des polniſchen Königs 


als oberſten Lehnsherrn — durch ein ſeit dem Untergange der Ordensherrſchaft in Preußen 
nicht erlebtes feſtes Auftreten Zucht und Ordnung in ſeinem Herzogthume hergeſtellt. Von 
dem eigenmächtigen Gebaren der „Oligarchie,“ welches ſchon in der letzten Zeit des Herzogs 
Albrecht und mehr noch nach ſeinem Tode das Land zerrüttet und heruntergebracht hatte, war 
nicht mehr die Rede; die unter ſolcher Wirthſchaft hoch aufgelaufenen Landesſchulden waren 
von den Ständen übernommen; die Amts- und Landesverwaltung waren unter ſtrenge Con- 
trolle geſtellt, Biſchöfe nicht wieder eingeſetzt, die zahlreichen Gravamina der Stände entweder 
abgewieſen oder der Entſcheidung der zuſtändigen Behörden anheimgegeben. Es war dabei 
wohl manches Privilegium verletzt worden, aber nicht zum Schaden des Landes im Ganzen; 
Handel und Gewerbe blühten auf. 

Nur ſchwer gewöhnten ſich die privilegirten Stände an ein ſolches Regiment, aber 
Herzog Georg Friedrich fuhr fort es mit Feſtigkeit und Strenge zu handhaben. Eine der 
merkwürdigſten Thatſachen, welche davon zeugt, iſt die, daß er die Stände fortan bis an 
ſeinen Tod nur noch ſehr ſelten, in ſiebzehn Jahren nur noch dreimal, und jedes Mal auf 
beſonders dringende Veranlaſſungen zuſammenberief. Man fühlt aus den Verhandlungen 
der letzteren dann wohl ihre Verſtimmung und Unzufriedenheit heraus, aber eigentlichen 
Widerſtand, wie früher, wagten ſie nicht mehr. 

Als König Sigismund Waſa von Polen mit den Türken und Tartaren in Krieg ge 
rieth, bat er den Herzog, den preußiſchen Ständen, welche ſehr geneigt ſeien, ihm gegen 
dieſe Feinde Hilfe zu leiſten, die Erlaubniß zu einer Landesverſammlung zu ertheilen, (26. Fe- 
bruar 1590); auch erſuchte er den Herzog perſönlich an dem Kriegszuge Theil zu nehmen 
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und ihn mit Volk, Geld und Munition zu unterſtützen (26. März). Der Herzog antwor- 
tete hierauf, daß er den Pakten gemäß 100 Reiter dem Könige zu Hilfe ausrüſten, daß 
er auch fernere Werbungen in Preußen geſtatten, daß er an Pulver und Blei, was irgend 
entbehrlich ſei, dem Könige zuſenden, endlich daß er auch die preußiſchen Stände, obwohl ſie 
nach den Pakten von allen Contributionen frei ſeien, zu einer Geldunterſtützung auffordern 
wolle, lehnte aber die perſönliche Theilnahme an dem Kriegszuge ab, indem er ſich durch 
ſeinen körperlichen Zuſtand entſchuldigte (13. April). In der That beauftragte er die Re- 
gierung in Königsberg, (denn er hielt ſich faſt immer in ſeinen fränkiſchen Stammlanden auf,) 
einen Landtag zu berufen und die nöthige Muſterung zu veranlaſſen (22., 25. April). Die 
Königsberger Regierung lud unter dem 18. März 1590 14 Landräthe, unter dem 20. Mai 
durch Ausſchreiben in die Aemter die Ritterſchaft und die Städte zu einer Tagfahrt nach 
Heiligenbeil ein, welcher nach dem Datum der Propoſition am 23. Juni begann. 

Man legte den Ständen außer dem Artikel wegen der Türkenhilfe zugleich noch drei 
andere vor. In dem „geiſtlichen Regimente“ war ſeit dem letzten Landtage durch den Tod 
des Biſchof Wigand von Pomeſanien eine weſentliche Veränderung vorgegangen. Der Her- 
zog war entſchloſſen, das biſchöfliche Amt in Preußen nun ganz eingehen zu laſſen und an 
dieſer Stelle ein Conſiſtorium zu Königsberg und daneben vier oder ſechs Generaljuperin- 
tendenten einzuſetzen, worüber er ſich ſchon in einem Erlaß an die Königsberger Regierung 
vom 9. Juli 1588 *) ausſprach. In den Landtagspropoſitionen wurde dann diefe Angele- 
genheit in folgender Weiſe berührt: Es fei hoch nöthig das geiſtliche Regiment zu beitellen, 
der Herzog habe ſchon auf dem Landtage von 1584 dahin gehende Vorſchläge gemacht, er 
müſſe nun auf dieſelben zurückkommen, und lege den Ständen „eine wohlgefaßte Conſiſto— 
rialordnung, die mit gutem weiſen Rath und Bedenken von wohlbeſtellten ausländiſchen Cur⸗ 
und Fürſten-Kirchendienern gefaßt“ zur Kenntnißnahme vor. (Wahrſcheinlich dieſelbe wie 
1584 *). Er wolle die Privilegien der Stände nicht verletzen, aber er müſſe dafür ſorgen, 
daß die Zerrüttung und Uneinigkeit, welche bei der Biſchöfe Zeiten herrſchte, verhütet, Fried 
und Ruhe erhalten und Gottes Ehre gefördert werde. Das Kirchenregiment ſolle alſo nicht 
zweien Biſchöfen, ſondern einem Conſiſtorium übertragen und die Kreiſe mit 4 oder 6 Ge— 
neralſuperintendenten verſehen werden, welche die Geiſtlichkeit beſſer als 2 Biſchöfe beauf⸗ 
ſichtigen und jährliche Viſitationen ſicherer ausführen könnten. Der Herzog ſehe ſich nach 
hiezu qualificirten Perſonen um und unterhandle bereits mit Dr. Möller, der früher in 
Augsburg und Wittenberg geweſen ſei. „Da ihrer f. D. auch einer oder mehr dazu qua— 
lifieirte Perſonen vorgeſchlagen werden könnten, wollen ihre f. D. alsdann der Handlung 
halben an ihr nichts erwinden laſſen.“ 

Gewiſſe etwas räthſelhafte Forderungen der Herzogin von Mecklenburg, einer Tochter 
des Herzogs Albrecht von Preußen, waren den preußiſchen Ständen ſchon auf den Tagfahrten 
von 1584 und 1586 vorgelegt. Man hatte die Sache ausweichend verſchoben, die Herzogin 


) Dieſer Erlaß ift gedruckt bei Nicolovius. Die biſchöfliche Wurde in Preußen S. 320 ff. Der Herzog 
trägt der Regierung in demſelben auf, fein Bedenken und die überſchickte Conſiſtorialordnung „mit Zuzie— 
hung der vornehmſten Landräthe“ zu berathſchlagen. 


**) Die Conſiſtorialordnung von 1584 ift gedruckt bei Jacobſohn, Geſchichte der Quellen des evangel. Kirchen⸗ 
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hatte dieſelbe aber von Neuem angeregt und war von Georg Friedrich an den jetzigen Land- 
tag verwieſen, der nun alſo ferner aufgefordert wurde, die Sache endlich abzuthun und zu 
beſchließen, wie der Herzogin von Mecklenburg zu antworten ſei. 

Endlich ſollte die Rechnung der Kaſtenherren, „darum denn oft gebeten und angehal— 
ten worden,“ abgehört und mit den etwaigen Bedenken dem Herzog eingeſchickt werden. 

Was nun zunächſt die Türkenhilfe betrifft, ſo nahmen alle Stände daran Anſtoß, daß 
in der Propoſition die Vorausſetzung enthalten war, als hätten ſie ihrerſeits dem Könige 
von Polen irgend welche Verſprechungen gemacht; zu der Bewilligung ſelbſt zeigten ſich die 
Herren und Landräthe (der erſte Stand) viel geneigter, als die beiden andern Stände, doch 
gelang es ihnen den zweiten Stand, Ritterſchaft und Adel, auf ihre Seite zu ziehen, und 
endlich haben doch auch die Städte ihren Widerſpruch fallen laſſen. 

Die Herren und Landräthe äußerten ſich gegen die anderen Stände in ihrem erſten 
Bedenken (25. Juni) über die Türkenhilfe ſo: Sie wüßten von keinem Verſprechen, das dem 
Könige oder ſonſt jemanden gegeben wäre; es hätte auch niemand gebührt, ohne Vorwiſſen 
f. D. etwas zuzuſagen, oder der Landſchaft mehr Ausgaben aufzudringen. Auf die in der 
Propoſition berührte Vertröſtung hin könne und dürfe man in nichts eingehen, müſſe man 
vielmehr wünſchen, diejenigen kennen zu lernen, von welchen ſie gegeben wäre. Da aber der 
Herzog ſelbſt die Unterſtützung des Königs gegen den Erbfeind der Chriſtenheit wünſche, ſo 
ſcheine es rathſam — wenn man etwas über die durch die Pakten feſtgeſetzte Verpflichtung 
hinaus für die Krone thun wolle, ſich einen Revers zu erbitten, daß dieſe Bewilligung nicht 
zur Folge gezogen werde. 

Das hierauf von Ritterſchaft und Adel in Gemeinſchaft mit den Städten abgefaßte 
Gutachten (30. Juni) hebt ebenfalls die Grundloſigkeit jener Vorausſetzung hervor, deutet 
aber zugleich darauf hin, woher ſie entſprungen ſei. Es ſei ihnen beſchwerlich und nach— 
denklich, ſagen dieſe Stände, was in der Propoſition von geſchehenen Verſprechungen geſagt 
werde; ſie hätten an dieſen Verſprechungen, welche der Herzog ſehr übel aufnehmen könne, 
keinen Theil, wollten alſo dieſerhalb entſchuldigt ſein. Man habe dem Könige bei ſeiner 
Anweſenheit in Preußen“) als von Türken- und Tartarengefahr noch keine Rede geweſen 
wäre, von der mit ſo großen Beſchwerden zuſammengebrachten Contribution eine „Verehrung 
und Geſchenk“ gemacht, aber weiter keine Zuſage gegeben. Sie wollen ſich daher durch ein 
unterthäniges, demüthiges Schreiben gegen den Herzog rechtfertigen und ihm dieſes durch 
einen eigenen Boten zuſenden, und ihm zugleich anzeigen, daß die Landſchaft, ohnehin durch 
die Abzahlung der Landesſchulden belaſtet, keine Hilfe zu leiſten im Stande ſei, und ihn 
bitten, daß er ſie damit bei dem Könige entſchuldigen wolle. Sie verbergen die Befürchtung 
nicht, daß eine neue Belaſtung dieſer Art leicht zum Exempel gezogen werde möchte und 
finden die Ablehnung der geforderten Hilfe um ſo mehr gerechtfertigt, da ihres Wiſſens der 
Türke bei Polen die Beſtätigung des Friedens nachgeſucht, die Stände Polens, Litauens 
und des Königlichen Preußens ſich in keine Bewilligung eingelaſſen hätten. Endlich bitten 


) Er war im Jahre 1589 von Reval durch Preußen nach Polen gezogen und hatte fih damals vom 7. bis 
zum 14. November in Königsberg aufgehalten. Nach Peter Michels Annalen im Erläuterten Preußen. 
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jie die Regierung, ihnen diejenigen zu bezeichnen, welche das Verſprechen der Hülfeleiſtung 
abgegeben hätten. 

Hiegegen machte der Stand der Herren und Landräthe (J. Juli) bemerklich, daß ſeine 
Nachrichten über die Türken doch anders lauteten. Der Türke habe zwar in Perſien Ber- 
luſte erlitten und in Afrika herrſche Zwiſt, aber der Türke habe den Krieg gegen Polen 
keineswegs aufgegeben, und habe niemanden Frieden angeboten. Sein oberſter Beglerbeg 
liege mit Kriegsvolk hart an der Grenze, 60,000 Tartaren ſeien dem Vernehmen nach über 
den Dnjepr gegangen. Der König von Polen befinde ſich in großer Geldnoth. Aus dieſen 
Gründen erſcheine es ihnen rathſam und angemeſſen, dem Könige etwa 10,000 Gulden aus 
dem Landeskaſten zu verehren, und um diefe Summe dem Landeskaſten behufs der Abtra⸗ 
gung der Landesſchulden zu erſtatten, ſchlugen ſie vor, den Bierpfennig noch ein Jahr lang 
von Michaelis an gehen zu laſſen. Im Uebrigen waren ſie mit den beiden anderen Ständen 
einer Meinung. 

Der zweite Stand ging auf die Vorſchläge des erſten ein. Welche Rückſichten ihn da- 
bei vorzüglich beſtimmten, wird zwar in den Akten nicht ausdrücklich geſagt; es iſt nicht 
einmal das geeinigte Bedenken dieſer beiden Stände erhalten, gegen welches die Städte in 
dem ihrigen vom 4. Juli remonſtrirten; aber theils aus dieſer Entgegnung, theis aus einigen 
anderen Andeutungen wird der Gedankengang der beiden Oberſtände klar. 

Schon bei den erſten Verhandlungen dieſes Landtages war von der Einſetzung eines 
Anwalds der Stände die Rede geweſen. Die Herren und Landräthe hatten in ihrem erſten 
Bedenken (25. Juni) den Vorſchlag gemacht, man fole, da ſowohl die Herren als die Rit- 
terſchaft und der Adel öfters Scheu trügen, auf den Landtagen die Propoſition perſönlich 
zu beantworten, den Herzog um die Erlaubniß bitten, auf Koſten der Landſchaft „einen ge— 
lehrten und tüchtigen Mann, der auf Landtagen und Verſammlungen wegen einer ganzen 
ehrbaren Landſchaft (wie in andern Ländern gebräuchlich) auf alle Fälle ihre Nothdurft re— 
dete und vorbrächte,“ beſtellen und annehmen zu dürfen. Einen ſolchen Anwald wünſchte, 
wie aus dem Bedenken des Adels und der Städte vom 30. Juni hervorgeht, auch der zweite 
Stand; die Städte aber hielten ihn, wie in demſelben Bedenken ausgeführt wird, für un- 
nöthig, da fiğ ihrer Meinung nach doch in allen Ständen Leute fänden, welche für die Jhri- 
gen wohl reden könnten, da überdies jetzt faſt alles ſchriftlich verhandelt und nur bei der 
Uebergabe der Schriften etwas Weniges geſprochen werde, und erklärten demgemäß, daß ſie 
ſich mit einer neuen Auflage dieſerhalb nicht beſchweren wollten, daß ſie aber auch nichts da— 
gegen einzuwenden hätten, wenn Herrſchaft und Adel für ſich einen ſolchen Mann annehmen 
wollten. Hierauf gaben ihnen (1. Juli) die Herren und Landräthe zu bedenken, „weil dieſem 
Lande je länger, deſto größere Beſchwerden fürfallen, darüber einer ehrbaren Landſchaft 
Nothdurft erfordern will, eine ſolche Perſon zu beſtellen und zu erhalten, die ſie nicht allein 
auf Landtagen, ſondern auch zu andern fürfallenden, nothwendigen Landesſachen inner und 
außer Landes an Verſchickungen (doch daß er andern mit Dienſten nicht verhaftet ſei) zu 
gebrauchen haben mögen,“ ob ſie nicht auch das Ihrige dabei thun wollten. 

Nimmt man zu dieſen Andeutungen die Thatſache hinzu, daß etwa 2 Jahre vorher auf 
einem polniſchen Reichstage von mehreren vornehmen Ständen der Krone Polen gegen die 
kurbrandenburgiſche Succeſſion in Preußen Proteſt eingelegt war, und daß der neue König 
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Sigismund Waja die Privilegien der Stände Preußens noch nicht betätigt hatte, jo erkennt 
man ziemlich deutlich die politiſchen Anſchauungen, von welchen die Herren und Landräthe 
von vorn herein ausgingen und welche dann auch die Ritterſchaft und den Adel beſtimmten, 
das Geſchenk von 10000 Gulden für den König zu bewilligen. Es handelte ſich darum, den- 
ſelben für die Beſtätigung der Landesprivilegien günſtig zu ſtimmen. Es muß dabei aber 
ſogleich bemerklich gemacht werden, daß eine ſolche Beſtätigung der Landesprivilegien mit 
den die Erwerbung derſelben vorbereitenden Schritten, wenn ſie auch einerſeits ein kurbran⸗ 
denburgiſches Intereſſe förderte, andererſeits doch auch ſich als ein Rechtsmittel der preuß 
Stände gegen den Herzog Friedrich darſtellte, welcher die preußiſchen Landesprivilegien noch- 
nicht in einer die Stände befriedigenden Weiſe beſtätigt hatte. Und ſo konnten denn die 
Städte (am 4. Juli) gegen das geeinigte Bedenken der beiden andern Stände ſehr erheb— 
liche Einwendungen erheben. Sie beſchweren ſich, daß der Adel ſeine Meinung wegen der 
Türkenhilfe geändert und die 10,000 Gulden bewilligt habe. Polen werde dieſes Jahr hin“ 
durch von den Türken wahrſcheinlich unangegriffen bleiben, den Tartaren zu widerſtehen ſei 
es an ſich ſtark genug; das Land habe ſchon fo viel contribuiren müſſen, daß man ihm nicht 
wohl noch mehr zumuthen könne; ein Revers, daß die Bewilligung als eine freiwillige be— 
trachtet werden ſolle, würde vor dem Mißbrauch des Beiſpiels nicht ſichern; ein Geſuch um 
Beſtätigung der Privilegien bei Königl. Majeſtät, wie es von den beiden andern Ständen 
vorgeſchlagen würde, ſei unerhört und der Reputation des Herzogs zuwider; wie würde der 
zürnen, wenn er gegenwärtig wäre und von ſolchem Vornehmen und ſolchen Anmuthungen 
hörte! Ueber den Modus der Steuererhebung, den Bierpfennig, hätten die beiden Stände 
ſich wohl leicht geeinigt, aber doch vorzüglich deshalb, weil er ſie am wenigſten drücke; es 
wäre überaus beſchwerlich, denſelben ein ganzes Jahr gehen zu laſſen, um 10,000 Gulden 
zu erhalten. Genug die Städte bewilligten, da die vorgegebene Gefahr hoffentlich nicht vor“ 
handen ſei, nichts. 

Um die Städte doch noch umzuſtimmen, hoben die beiden andern Stände hervor, daß 
man doch dem Könige ſeine erſte Bitte nicht wohl abſchlagen, alſo ſchon deshalb nicht um 
hin könne, die Verehrung von 10,000 Ungariſchen Gulden (ſo hier zuerſt, vorher kurzweg: 
Gulden) zu bewilligen; die Confirmation der Privilegien aber betreibe man deshalb, um der 
ſuccedirenden Mitbelehnten des Hauſes Brandenburg im Beſten zu gedenken und die auf 
dem Reichstage erfolgte Proteſtation aufzuheben. Den Modus Contribuendi betreffend be 
zeichneten ſie ihrerſeits die Contribution von Hufen und Hunderten als „ungleich“, beſon 
ders da die Städte, vor allen Königsberg nicht, wie fie ſollten, jederzeit ſpecifieirten, 
ſondern wie vor Alters in einer Summe abgelegt hätten, was einer ehrbaren Landſchaft zu 
großem Nachtheil geſchehe. Die Städte antworteten: Die nachträglich von den andern Stän— 
den angeführten Motive ſeien nicht der Art, daß ſie deshalb ihre Meinung ändern würden. 
In der Propoſition ſei von einer Hülfe, nicht von einer Verehrung die Rede; man dürfe 
aber auf dem Landtage von nichts anderm handeln, als was das Ausſchreiben und die Pro- 
poſition enthalte, nur etwa Beſchwerden ausgenommen. In dem Punkt der Confirmation 
der Privilegien hätten ſie die Meinung der andern Stände vielleicht mißverſtanden; nach der 
letzten Aeußerung derſelben aber müßten fie ſagen, daß auch dieſer Punkt nicht in der Pro, 
pofition enthalten fei. Auf die Einwendung wegen der Contribution von Hufen und un- 


derten antworteten fie, daß das Geld bei ihnen von geſchworenen Leuten eingenommen und 
verrechnet werde; die Profeſſoren ſeien nach ihren Privilegien frei; daß auch die Hofräthe 
und Hofdiener zu ſolchen Contributionen nichts geben wollten, ſei nicht ihr Wille. 

So blieben auch die ferneren Verſuche der beiden erſtern Stände, die Städte durch 
Bitten umzuſtimmen, vergeblich. In dem zuſammengetragenen Bedenken aller Stände auf 
die Propoſition (vom 11. Juli) mußte man die beiden abweichenden Vota über die Geldbe— 
willigung einfach neben einander ſtellen. 

Schon ehe die Verhandlungen der Stände über die Geldangelegenheit ihren Abſchluß 
erreichten, hatte die preußiſche Regierung in ſofern in dieſelben eingegriffen, als fie die An- 
ſtellung eines Ständeanwaldes unterſagte. Dies geht aus einer Proteſtation der beiden 
erſten Stände vom 6. Juli hervor: Die fürſtliche Regierung habe die Anſtellung eines ge— 
lehrten Mannes ſeitens der Stände abgeſchlagen und die Sache alſo geſchärft, daß keiner 
zu ſolchem Dienſt ſich habe beſtellen laſſen wollen; ſie wollten entſchuldigt ſein, wenn daraus 
Nachtheile erfolgen ſollten. Es ſei nicht ihre Meinung geweſen, deswegen einen Anwald 
anzuſtellen, um ihn gegen f. D. zu gebrauchen und ſich mit f. D. in lange Disputationen 
einzulaſſen, ſintemal mit f. D. (dafür Gott Dank geſagt ſei) eine ehrbare Landſchaft in 
gutem Vernehmen und Einigkeit ſtehet“, ſondern deshalb, damit er die Verhandlungen der 
Landtage zuſammen habe und über deren Verlauf und Verbleib auf den Landtagen einer 
ehrbaren Landſchaft Erinnerung thäte; und diefe Maßregel erſcheine ihnen deshalb zweck 
mäßig, weil auf den Landtagen zu Landräthen und Abgeſandten faſt allerwegs andere, denen 
die früher vorgelaufenen Handlungen unbekannt ſeien, gebraucht würden. Auch hielten die 
beiden Stände nach Abſchluß der Verhandlungen über die Geldangelegenheit es für nöthig, 
wegen ihres Verhaltens auf dem Landtage ſich in einem direkt an den Herzog gerichteten 
Schreiben (vom 12. Juli) zu rechtfertigen. Sie hoben darin hervor, daß die Beſtätigung 
der Privilegien durch den König deshalb von ihnen in Ausſicht genommen ſei, weil dadurch 
der gegen die Succeſſion des kurbrandenburgiſchen Hauſes erhobene Proteſt am Beſten be 
ſeitigt werden könnte, und daß ſie um einen Anwald in guter Abſicht angehalten hätten. 
Wenn dieſe Dinge ihm von irgend jemand anders vorgeſtellt würden, ſo möge er dem keinen 
Glauben ſchenken. 

Ueber die drei andern Punkte der Propoſition außer der Türkenhülfe einigten ſich die 
Stände ſämmtlich. Die von dem Herzog in Hinſicht auf das Kirchenregiment beabſichtigten 
Neuerungen ſtießen auf entſchiedenen Widerſtand. Einſtimmung verlangten alle Stände, daß 
die beiden preußiſchen Bisthümer wieder mit Biſchöfen beſetzt und in allem die Normen der 
Privilegien, namentlich das Teſtament des Herzogs Albrecht und die Rezeſſe beobachtet wür 
den. Nur in Bezug auf die Superintendenten kamen die Herrn und Landräthe den Wün 
ſchen des Herzogs einigermaaßen entgegen. Sie ſchlugen vor, daß den Biſchöfen, wenn ihnen 
die Viſitation zu ſchwer falle, in jedem Kreiſe ein Superintendent, im Ganzen alſo drei 
Superintendenten, zugeordnet würden, die, ſelbſt ihrer Jurisdiction unterworfen, ſie in der 
Beaufſichtigung der Geiſtlichen unterſtützen, aber an dem Ort, wo ſie wohnten, das Predigt 
amt mit verſehen möchten, und daß dieſe Superintendenten ihren Unterhalt aus den biſchöf— 
lichen Einkünften erhielten. Aber dieſen Vorſchlag nahmen weder Ritterſchaft und Adel’ 
noch die Städte an. Sie zogen den Superintendenten, unter andern ſchon des Koſtenpunk 
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tes wegen, die bisherigen Erzprieſter vor: „denn ſolche Erzprieſter auf Verordnung der Bi- 
ſchöfe ihre beſonderen Sprengel und Kirchen gehabt, welche ſie in vorfallenden Fällen und 
Gebrechen der geiſtlichen oder kirchlichen Handlungen oder ſonſten in Irrungen und Zwiſten 
beſuchen, den Biſchöfen die Hand reichen, Zwiſte ſo viel möglich ſchlichten, auch wohl den 
Biſchöfen vifitiren helfen müſſen“, und das ſeien gemeine, jedoch gute, gelehrte, fromme 
Prediger und Pfarrherren in Städten und Dörfern geweſen, „die ſich ihrer Beſoldung halten 
und behelfen müſſen“. Durch dieſelben könnnte alles dasjenige, was ein Superintendent 
thun kann, mag oder ſoll, ebenſo gut verrichtet werden. Der erſte Stand gab dann zu, 
daß es anſtatt der Superintendenten bei den Erzprieſtern bleiben ſollte, wünſchte aber, daß 
deren dann zwei oder drei für jeden Kreis beſſerer Aufſicht wegen ernannt und mit einem 
Theile der biſchöflichen Einkünfte ausgeſtattet würden. Aber auch dieſer Vorſchlag fiel durch 
und wurde in dem geeinigten Bedenken aller Stände nicht mehr berührt. 

Daß die Forderung der Herzogin von Mecklenburg abzuweiſen ſei, darüber waren 
ebenfalls alle Stände einig. Wie es um diefe Forderung ſtand, erſieht man am deutlich— 
ſten aus dem erſten Bedenken des Adels und der Städte: Die Herzogin hat, heißt es da, 
mit einem Eide zu Wismar auf ihr mütterliches und väterliches Erbtheil gänzlich verzichtet; 
die Landſchaft hat ihr nichts als den Brautſchatz zugeſagt; ſie habe übrigens außer dem 
Brautſchatze mehrere hunterttauſend Mark erhalten. Nun ſoll (wie Horſt vor ſeinem Tode 
ausgeſagt hat) der Herzog von Mecklenburg allerdings von Herzog Albrecht eine Verſchrei— 
bung über eine anſehnliche Summe Geldes erhalten haben, auf welche noch nichts bezahlt 
iſt. Man wiſſe nicht, fährt das Gutachten fort, was die Herzogin eigentlich haben wolle; 
es ſei alſo das Natürlichſte, die Sache ſtehen zu laſſen, bis die Herzogin ſich näher erklärt 
habe. Bringe fie die Verſchreibung vor, jo habe man darzuthun, daß dieſelbe expraktieirt 
ſei und alſo keine Gültigkeit habe. In dem gemeinſchaftlichen Bedenken aller Stände wurde 
die Zurückweiſung der Forderung auf Rath der Herrn und Landräthe nur ganz kurz moti- 
virt, indem man ſagte, die Herzogin habe den von der Landſchaft bewilligten Brautſchatz 
und noch viel mehr erhalten, die Landſchaft hoffe, ſie werde nicht weiter in ſie dringen. 

Die Abnahme der Rechnung der Kaſtenherrn ſtieß auf ſachliche Schwierigkeiten. Die 
Rechnungen hatten wegen zahlreicher Rückſtände noch nicht abgeſchloſſen werden können; es 
fehlte an dem Orte der Verſammlung — in Heiligenbeil — an der nöthigen Lokalität, 
auch waren die nöthigen Perſonen nicht zur Hand. Man verlangte alſo, der Herzog ſolle 
zur Abzahlung der Rückſtände Befehl geben, und nachdem die Rechnungen abgeſchloſſen wären, 
zur Abhörung derſelben die Kaſtenherrn und die Deputirten der Stände nach Königsberg 
berufen, und ſchlug dazu als Termin den 20. Januar 1591 vor. 

Gleich beim Beginn der Verhandlungen über die Propoſition war man auch auf die 
Landesbeſchwerden zu ſprechen gekommen. Man ſprach ſeine Verwunderung darüber aus, 
daß der Landtag in Heiligenbeil verſammelt ſei, während doch der Herzog „an die in Kö— 
nigsberg verſammelten Stände“ ſchreibe, und wollte vorſtellen, daß die Landtage nirgend 
beſſer als in Königsberg gehalten werden könnten, und daß keine Zeit für die Abhaltung 
derſelben ungelegener ſei, als die Zeit der Ernte. Indeß unterblieb dies auf Vorſtellung 
der Herrn und Landräthe. Zwei dringlichere Angelegenheiten wurden in das gemeinfchaft- 
liche Bedenken aller Stände aufgenommen. Wegen des Druckes des Colms war von dem 
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königlichen Preußen her wieder ſollicitirt; man wünſchte daß derſelbe endlich zu Stande 
gebracht würde. Eine Landesordnung war längſt im Druck ausgegangen, aber noch immer 
nicht zur rechten Geltung gekommen. Die Herrn und Landräthe ſchlugen, als der Zwieſpalt 
der Städte und des Adels in der Geldfrage deutlicher hervortrat vor, den Herzog zu bitten, 
daß über derſelben ſtrenge gehalten werde. Die Städte entgegneten darauf kurz, die Lan- 
desordnung ſei für das Land, nicht für die Städte, und ſo wurde dem Vorſchlage die Spitze 
abgebrochen, indem man in dem gemeinſchaftlichen Bedenken um Aufrechterhaltung der Lan 
desordnung ohne Abbruch der ſtädtiſchen Freiheiten bat. Die eigentlichen Beſchwerden wur- 
den abgeſondert von den beiden erſten Ständen, abgeſondert von den Städten vorgelegt. 
Es ſind unter denſelben manche ſchon öfters wiederholte, aber auch manche neue. Der erſte 
und zweite Stand beſchwerte ſich über die Bacang der Bisthümer, über die Adjunction der 
fremden Räthe, ferner daß die Aemter, darunter beſonders Memel, nicht Edelleuten mit 
hinreichendem Unterhalt übertragen wären, daß die Rathsſtube gegenwärtig gegen die Privi 
legien nur zwei Räthe von Adel enthalte, daß Ausländer bei Beförderungen in der Canzlei, 
Rentkammer u. ſ. w. bevorzugt würden, daß die Amtleute ſich anmaßend benähmen, daß das 
Gehalt der Landrichter verkürzt und dieſe daher läſſig ſeien; weitere Beſchwerden betrafen 
den Colm und die Münze; die Landesprivilegien müßten gedruckt werden, es ſeien gegen 
den Laut derſelben Mandate ausgegangen, beſonders wegen der Jagd; die Freien in f. D. 
Aemtern würden bedrückt, „daß fie nichts mehr als die Seele im Leibe haben;“ auch vom 
Adel würden bäuerliche Arbeiten gefordert; gegen viele von Adel würden unbillige Prozeſſe 
geführt; die Procuratoren ſollten vereidigt werden; Leute, „welche andern nach Briefen und 
Siegeln trachten,“ ſtänden in hoher Beſoldung; Güter würden „ohne vorhergehendes Über- 
wundenes Recht eingezogen und dadurch viele veranlaßt, fih. an Königl. Magiſtät zu mens 
den; Wittwen würden aus ihrem Leibgedinge verdrängt; ein Mann, der dazu viel zu wenig, 
regiere Hof und Aemter, und, wie man nicht anders glauben könne, vorzüglich zu ſeinem 
eigenen Nutzen, man wiſſe, wie es andern Leuten darüber ergangen ſei; Holz werde auch 
Berechtigten oft vorenthalten; die Zuſammenkünfte in den Aemtern vor den Landtagen zu 
Anhörung der Relation und Berechnung der Zehrung ſeien aufgehoben; bei der Viſitation 
ſei vielen der Zins erhöht; heimgefallene Lehen würden nicht wieder ausgegeben gegen das 
Privilegium von 1542; Blutſchande und Hurerei müßten ſtrenger verfolgt werden; viele 
Dienſte ſeien dem Fürſten und dem Lande zum Schaden unterſchlagen; wer vor dem Hof⸗ 
gericht etwas zu thun habe, werde lange aufgehalten durch Hin- und Herſchicken von der 
Rathſtube nach der Kanzlei und zurück; die neue Mühlenordnung ſei beſchwerlich, der Müller 
müſſe mehr zahlen und greife daher auch tiefer in die Säcke; durch die aus dem Thiergarten 
zu Neuhauſen austretenden Hirſche werde großer Schade angerichtet; bei Contributionen zahle 
die Stadt Königsberg, obwohl ihr Zuſtand ſich immer mehr beſſere, nichts mehr, als ſie von 
vielen Jahren her gezahlt habe, und lege zu großem Nachtheil der anderen Stände, keine 
Verzeichniſſe vor; viel neue Edelleute, „wie ſie ſich dafür halten und ſein wollen,“ ſchleichen 
ſich in Preußen ein, dadurch die alten Geſchlechter geſchwächt werden und untergehen. Be 
ſonders bemerkenswerth iſt endlich das Verlangen der Stände, der Herzog ſolle „gewiſſe Land— 
räthe, die er in vorfallenden Sachen und Landtagen erfordere und gebrauchen kann,“ be— 
ſtellen und ihnen für ihre Mühe einen gewiſſen Unterhalt verordnen, „inmaßen bei voriger 
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Herrſchaft gebräuchlich geweſen,“ denn ohne einige Entſchädigung falle es ihnen zu ſchwer, 
das Ihrige zu verſäumen und den Landeshändeln abzuwarten; ebenſo ſolle er altem Brauche 
nach im Lande 2 Oberſten, 3 Rittmeiſter und andere Befehlshaber verordnen und zwar Jn- 
länder mit hinlänglichem Gehalte. 

Die Altſtadt Königsberg war im Jahre 1586 zwar in integrum reſtituirt, machte nun 
aber Anſprüche auf Erſatz der in den Jahren vorher erlittenen Verluſte an Zinſen, Nutzungen, 
Zöllen ꝛc. Andere Beſchwerden derſelben bezogen ſich auf einen Teich, auf die Grenze gegen 
den Löbenicht, auf das neue Thor ꝛc. Der Kneiphof verlangte, bei ſeiner freien Wahl der 
Schöffen geſchützt zu werden. Alle drei Städte Königsberg beſchwerten ſich, daß die Hof— 
diener ſich der Contribution entzögen, ferner über das Bierbrauen auf dem Lande, über die 
Lieger in Memel, über den Mühlſchreiber und die neue Mühlordnung ꝛc. 

Auf die Erklärungen und die Beſchwerden der drei Stände folgte am 12. Juli der 
Abſchied der Preußiſchen Landesregierung. Auch den Oberräthen, heißt es in demſelben, 
ſei nicht bekannt, wer dem Könige das Verſprechen der Hülfe gegeben habe. In Betreff 
der Bewilligung fallen ſie den beiden erſten Ständen und deren Motiven bei und nehmen 
die Zuſage an; der Herzog werde, wie er es für rathſam halte, Polen damit unterſtützen 
und dem Lande durch einen Revers die gewünſchte Sicherheit verſchaffen; ſie hofften, daß 
auch die Städte noch ihre Beiſtimmung erklären würden, wozu freilich nur noch kurze Zeit 
ſei; geſchähe es nicht, ſo würden ſie beide Bedenken dem Herzoge überſenden. Den Erklä— 
rungen der Stände wegen des geiſtlichen Regiments ſetzten ſie die wiederholte Verſicherung 
entgegen, die Abſicht des Herzogs ſei nicht die Landesprivilegien zu verletzen, ſondern das 
allgemeine Beſte zu fördern, „derentwegen will man die Vorſchläge den ehrbaren Landſtän— 
den ferner zu erwägen und mit ihren Hinterlaſſenen daraus zu reden anheim gegeben ha— 
ben. Die Antwort der Stände in der Mecklenburgiſchen Sache ſchien ihnen nicht recht auf 
die geſtellte Frage zu paſſen. Den Anträgen derſelben in Hinſicht auf die Kaſtenrechnung, 
auf den Druck des Kolms und die Einſchärfung der Landesordnung verſprachen ſie zu ge— 
nügen. Auf die Beſchwerden konnte nicht ſogleich ein eingehender Beſcheid erfolgen, doch 
erhielten die Stände das Verſprechen, daß ein Theil derſelben ſogleich abgeſtellt, über andere 
näherer Bericht eingezogen, andere dem Herzog vorgelegt werden ſollten. 

Dieſen Landtagsabſchied beſtätigte der Herzog zwar im Allgemeinen (2. September), 
aber er war im Grunde weder mit der Haltung der Stände noch mit der Haltung der Ober— 
räthe zufrieden. In einem Reſcript an die letzteren vom 25. Januar 1591, bezeugt er ſein 
Mißfallen über die langen Deliberationen während des Landtages, ferner darüber, daß die 
Oberräthe die kirchliche Angelegenheit und die Mecklenburgiſche Sache den Ständen nicht 
beſſer zu Gemüthe geführt hätten, endlich darüber, daß die Kaſtenrechnung nicht auf dem 
Landtage abgethan ſei. Ob man dem Könige kein Verſprechen der Hilfe gethan habe, ſtellt 
er an ſeinen Ort. Ueber die Bewilligung ſelbſt will er nicht entſcheiden, da auch die Städte 
für ihre Meinung erhebliche Motiven angeführt hätten. Er trägt den Oberſtänden auf, dies 
den Ständen anzuzeigen und es dahin zu richten, daß ſie ſich über dieſen Punkt alsbald, 
jedoch ohne einen neuen Landtag, vereinigen, damit er der Königl. Majeſtät Antwort erthei⸗ 
len könne. Daß die Stände ſich unterſtanden haben, Dr. Heilsberger anzuſtellen, der ihnen 
in Schreiben und Reden dienen ſoll, mißbilligt der Herzog um ſo mehr, da ihm dieſer Heils— 
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berger als unruhiger Kopf bekannt ſei; mit Recht hätten es die Oberräthe abgeſchlagen; 
es ſei abzunehmen, „daß es von ihnen faſt nur zur Weiterung gemeint“ ſei. Einen ähn⸗ 
lichen Eindruck machten auf den Herzog die Beſchwerden, „in welchen ſie nicht nur die zum 
Theil ausgewieſenen mißthätigen Perſonen vorbitten, ſondern auch ſolche Dinge auf die 
Bahn bringen, welche dahin gar nicht gehörig.“ Er erwartet von den Oberräthen die Ge— 
genberichte und ihr Gutachten. 

In welcher Weiſe die Vereinigung der Städte mit den beiden andern Ständen über 
die dem Könige zu bewilligende Summe herbeigeführt wurde, iſt nicht überliefert. Doch 
wiſſen wir, daß die Städte nachgaben; denn „anno domini 1591 den 13. Martii hat man 
dem Könige 10,000 Ung. Gulden zur Verehrung gegeben, derhalben man den Bierpfennig 
wieder auf ein Jahr verwilliget “)“. 

Einen neuen Landtag veranlaßte nach Verlauf von mehreren Jahren die Verlobung 
des Kurprinzen Johann Sigismund **) und der Preußiſchen Prinzeſſin Anna, einer Tochter 
des ſchwachſinnigen Herzogs Albrecht Friedrich, und die von deren Eltern in Anſpruch ge⸗ 
nommene Ausſteuer. Herzog Georg Friedrich, von den Eltern des jungen Pares um Be— 
förderung ihres Vorhabens angegangen, hätte die Angelegenheit am liebſten ohne einen 
Landtag zu berufen erledigt. Ein Landtag, ſchrieb er (am 6. Januar 1594) den Ober⸗ 
räthen in Königsberg, würde zwar am ſchnellſten zum Ziele führen, aber er ſcheue ihn mwe- 
gen der großen Unkoſten und Zehrung (welche ſich auf manchen Landtagen halb ſo hoch er⸗ 
ſtrecken als die geſuchte oder bewilligte Contribution), und weil den Beſchwerden der Stände, 
welche ſie vermuthlich bei ſolcher Gelegenheit wieder vorbringen würden, in ſeiner Abweſenheit 
nicht wohl Rath geſchafft werden könne. Er beauftragt die Oberräthe deshalb, mit einigen 
von der Landſchaft (er meint die Landräthe) darüber zu Rathe zu gehen, ob man über die 
Ausſteuer des fürſtlichen Pares nicht durch einen Ausſchuß oder durch Verſammlungen in 
den einzelnen Aemtern oder Kreiſen mit den Ständen verhandeln könne. 

Nachdem die Oberräthe mit den Landräthen hierüber gerathſchlagt hatten, antworteten 
ſie (am 19. Februar 1594) dem Herzoge: einen Ausſchuß werde man ſchwerlich für eine 
ſolche Angelegenheit mit der nöthigen Vollmacht ausſtatten, auf den Kreistagen gelange man 
ſchwer zu einhelliger Antwort; man müßte überdies die Kreistage zu verſchiedener Zeit 
hinter einander abhalten, worüber lange Zeit vergehen würde, und die Koſten derſelben 
würden kaum geringer ſein, als die eines Landtages; endlich, die Landſtände hätten oft 
gebeten, die Kreistage abzuſtellen. Sie müßten ſich daher für einen Landtag entſchei⸗ 
den, auf welchem man, wenn nur der eine Punkt proponirt würde, in wenigen Tagen 
fertig ſein würde; man wolle ſuchen zu bewirken, daß zu Vermeidung unnöthiger Koſten aus 
jedem Amt nur ein Abgeordneter abgeſandt werde. Uebrigens erinnerten die Oberräthe 
noch an eine zweite Sache, die dem Landtage vorzulegen wäre. Der König von Polen hatte 
nämlich im Jahre vorher alle zur Zeit der Mißregierung in Preußen übel ausgebrachten 


) Peter Michel's Annalen a. a. O. S. 224. 


*) Johann Sigismund machte einen Beſuch in Königsberg den 17. März 1593, feine eheliche Verbindung 
mit Anna fand den 27. Oktober 1594 ſtatt. Peter Michel's Annalen a. a. O. S. 227, 230. 
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Briefe und Siegel auf's Neue in genere kaſſirt, darunter beſonders die ſehr anſehnlichen 
Lötzen'ſchen Forderungen, und hatte dafür aus der Rentkammer eine Summe Geldes erhalten. 
Die Oberräthe hielten dafür, daß die Landſchaft ſchuldig ſei, dieſe Summe zu erſtatten. 

Auf dieſe Vorſtellung hin genehmigte der Herzog (am 14. März 1594) die Abhaltung 
eines Landtages, billigte den von den Oberräthen bereits beigelegten Entwurf eines Aus— 
ſchreibens in die Aemter, und ermahnte dieſelben, die Landſchaft mit allem Fleiße zu einer 
befriedigenden Antwort zu vermögen. 

Die Propoſition iſt vom 22. April 1594 datirt. In derſelben wurde den Ständen 
vorgetragen, daß 1) in den Ehepakten des oben bezeichneten fürſtlichen Pares abgeſehen von 
anderen Koſten 30,000 Gulden Heirathsgut zugeſagt ſeien; in allen Ländern thue die Land— 
ſchaft zu ſolcher Ausſteuer eine Hülfe, auch in Preußen ſei dies ſchon einmal geſchehen; es 
ſei deshalb billig und zu hoffen, daß die Landſchaft das jetzt verlobte fürſtliche Fräulein und 
ſeiner Zeit auch die noch übrigen ausſtatten werde. Sodann wurde den Ständen 2) in Betreff 
der Lötzen'ſchen Schuldforderung eröffnet, daß der König von Polen, nachdem der Herzog 
und die Landſchaft ſchon längſt dieſer Forderung wegen von dem Königlichen Fiscal ange— 
fochten ſei, zuletzt nach dem Reichstage zu Marienburg den erſteren zu einem beſtimmten 
Termin citirt und ſchon Anſtalten gemacht habe, einige Stände der Krone niederzuſetzen und 
die Sache ihrem Spruch zu unterwerfen; fie (die Oberräthe) hätten, obwohl die Lötzen'ſchen 
Verſchreibungen auf unrechtmäßigem Wege erpracticirt wären, von dieſem Verfahren Weit- 
läufigkeit und Widerwärtigkeit gefürchtet und fih daher mit Rath einiger Landſtände ent- 
ſchloſſen, dieſelben durch ein Pauſchquantum von 22,000 Gulden einzulöſen; zugleich ſei durch 
einen königlichen Revers das Land für immer von dieſen Anforderungen befreit; an Neben— 
ausgaben wären dabei noch 1896 Gulden aufgewendet. Fürſtliche Durchlaucht wäre der 
Zuverſicht, daß die Stände beides die Ausſteuer und die Auslagen der Rentkammer ohne 
Ausflucht gehorſamlich erſtatten und durch eine Contribution zu Hauf bringen würden. Der 
Herzog ſelbſt ſei durch Reichsgeſchäfte verhindert, während des Landtages in Preußen an- 
weſend zu ſein; über andere Dinge würde zur Zeit wenig Fruchtbares beſchloſſen werden, 
und man würde durch ſolche Verhandlungen nur Zeit und Koſten verſchwenden; der Herzog 
hoffe daher, die Landſtände werden andere Sachen bis zu anderer Gelegenheit und bis zu 
f. D. glücklicher Hereinkunft verſchieben. Er gedenke bald zu kommen und dann die in Heili— 
genbeil übergebenenen Gravamina, denen er in ſeiner Abweſenheit nicht wohl abhelfen könne, 
vorzunehmen und über dieſelben nach Befinden die gebührliche Verabſchiedung zu ertheilen., 

Nach Befinden der Herren und Landräthe ſollten die Stände die Ausſteuer bewilligen 
und die erforderliche Summe durch den Bierpfennig und durch eine Contribution, 5 Groſchen 
von; Hufen und Hunderten, aufbringen. Die Vorſorge wegen der Lötzen'ſchen Forderung 
erachteten fie für hochnöthig und dankenswerth; es war jedenfalls ihre Meinung, daß die 
Kammerauslage von den Ständen übernommen würden, wenn ſie dies auch noch nicht ge— 
radezu ausſprachen. Sie erinnerten ferner daran, daß die Herzogin noch eine Verſchreibung 
der Landſchaft „wegen des Pathenpfennigs“ in Händen habe, und empfahlen den Ständen, 
dieſelbe endlich einzulöſen. Die Landesbeſchwerden ganz mit Stillſchweigen zu übergehen, 
ſchien ihnen nicht rathſam; vor allem ſei der Herzog zu bitten, daß er die beiden Bisthü— 
mer beſetze: denn „es iſt faſt zu erbarmen, daß in f. D. Abweſen in der Religion allerlei 
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Rotten und Sekten, auch böſes Leben und Aergerniß bei der Kirche Leider Gottes! gefun- 
den und eingeſchlichen, darüber die Unterthanen arm und reich höchlich klagen, und alſo mehr 
Arges denn Gutes erreget wird und jetzund niemand vorhanden, der ſolchen Uebeln zuvor- 
käme und wehrte.“ Als das beſte Mittel zur Beſeitigung der Beſchwerden empfahlen ſie, 
den Herzog zu bitten, daß er ſich wieder in das Land begeben wolle, inzwiſchen aber die zu 
Königsberg, Salfeld und Heiligenbeil übergebenen Beſchwerden, derentwegen in f. D. Ab⸗ 
weſen doch nichts Fruchtbares vorgenommen werden könne, demſelben durch eine Geſandſchaft 
vorzulegen. 

Ritterſchaft und Adel verriethen ihre dem Herzoge ſehr abgeneigte Herzensmeinung in 
einer den Städten mündlich durch Hans Auerswald überbrachten Erklärung (25. April). Sie 
könnten den Herren und Landräthen nicht beiſtimmen, denn 1) wegen der Ausſteuer ſpreche 
der alte Herzog in ſeinem Teſtament zwar die Hoffnung aus, daß man dem anderen Fräu- 
lein auch zuſpringen werde, er erbiete ſich aber dagegen auch, die Privilegien der Landſchaft 
nicht nur zu erhalten, ſondern auch zu vermehren; zur Zeit aber wären ihre Privilegien 
noch nicht confirmirt und eine neue Herrſchaft werde ſie richten, wie ſie ſie finde; habe man 
erſt mit einem Fräulein einen Eingang gemacht, ſo werde man es mit den anderen ebenſo 
machen müſſen; der Gebrauch anderer Fürſtenthümer kümmere die Stände Preußens nicht, 
denn Preußen fei in Polen incorporirt, in Polen aber ſei ſolche Ausſtattung nicht gebräuch— 
lich. Auch fanden ſie es 2) beſchwerlich, daß man ihnen die Rechnung der Lötzen zuſchieben 
wolle: es ſei mit derſelben nicht rechtmäßig umgegangen, ſie ſei ſchon in früheren Landtagen 
caſſirt; überdies habe man dem Herzoge zur Abtragung ſeiner Schulden ſchon ſo viel be— 
willigt; wann werde denn das Contribuiren ein Ende haben? 3) Von dem Pathenpfennig 
zu reden, habe keine Eile, da dieſe dritte Anforderung nur von dem erſten Stande nicht von 
dem Herzoge herkomme. Auf die Frage wegen der Beſchwerden ging Auerswald vorerſt nur 
in ſoweit ein, als er auseinanderſetzte, daß der Herzog, wenn er den Dr. Georg Möller zum Bi⸗ 
ſchof ernennen ſollte, eben darin gegen die Privilegien und gerade gegen eins der wichtigſten 
verſtoße, nach welchem den Ständen die Mitwirkung bei der Wahl zukommt; „ſollte in dem 
alſo nachgegeben werden, möchte eine Obrigkeit kommen, die dieſer Religion nicht wäre, welche 
es auch alſo haben wollte.“ 

In ſeinem bald darauf abgefaßten, ſchriftlichen Bedenken ſprach ſich der zweite Stand 
ſchon etwas weniger ſchroff aus. Er bewilligt nun doch die Ausſteuer für das Fräulein, 
jedoch mit dem ausdrücklichen Zuſatze, daß es nicht aus Pflicht, ſondern aus unterthäniger 
Treue geſchehe, mit der Proteſtation, daß daraus keine Folgerung für die Zukunft gezogen 
werden dürfe, und unter der Bedingung, daß zuvor die Beſchwerden abgeſtellt würden. Das 
Anſinnen wegen der Lötzenrechnung lehnte er ab: wollte man es bewilligen, ſo würden ſich 
ſolcher Forderungen bald mehr finden; die Landſchaft habe die Lötzen'ſche Schuld nie aner— 
kannt, und bei der Uebernahme der Kammerſchulden eine anſehnliche Summe über die liqui- 
dirte Schuld bewilligt, um nachmals von dergleichen Forderungen verſchont zu werden. Die 

löſung der Verſchreibung über den Pathenpfennig fei noch nicht in Erwägung zu nehmen, 
der Herzogin dieſerhalb noch keine Anſuchung geſchehen ſei; auch ſei ihnen nicht be— 

ſchon darauf gezahlt ſei. Die Herüberkunft des Herzogs nach Preußen ſei im 
»wünſchenswerth, nicht blos wegen der Türken- und Tartarennoth, ſondern 
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auch wegen allerhand Beſchwerden und Praktiken. Man möge daran denken, das Recht der 
freien Biſchofswahl zu machen.“ 

Ziemlich entſprechend erklärten ſich die Städte. An die Bewilligung der Ausſteuer 
knüpften fie die dreifache Bedingung, daß die Bisthümer beſetzt, die Beſchwerden abgeſtellt, 
die Privilegien in der Weiſe wie 1565 beſtätigt würden. Die Forderung wegen der Lötzen— 
ſchen Verſchreibung und wegen des Pathengeldes wieſen ſie zurück; um aber die Beſtände 
des Landkaſtens kennen zu lernen, verlangten fie, daß die in den Kreiſen verlangte, aber un- 
terbliebene Relation der Generalrechnung jetzt angeſtellt, und das übrige Geld aus Natangen 
und Oberland nach Königsberg gebracht werde. Die vorgeſchlagene Geſandtſchaft an den 
Herzog war auch nach ihrem Sinn; ſie verlangten, daß dieſelbe im Namen aller Stände 
und zugleich der fürſtlichen Regierung abgefertigt würde. 

Die Herren und Landräthe, welchen die Auslaſſungen der beiden anderen Stände in 
mehreren Punkten mißfielen, machten denſelben nochmals Vorſtellungen. Sie hoben hervor, 
daß man den Brautſchatz nicht blos bewilligen, ſondern ohne Bedingungen bewilligen müſſe. 
Gegen eine Generalrechnung hatten ſie zwar nichts einzuwenden, ſie machten aber bemerklich, 
daß dieſelbe doch unmöglich auf dieſem Landtage vorgenommen werden könne, und daß man 
auf alle Fälle über den modus contribuendi ſich verſtändigen müſſe; etwanige Ueberſchüſſe 
im Kaſten ſolle man für künftige Fälle aufbewahren. Sie ſtellten ferner vor, daß man doch 
nicht umhin könne, die 23896 Gulden für die Caſſation der Lötzen'ſchen und einiger anderen 
(3. B. Skalich'ſchen) Verſchreibungen im Geſammtbetrage von 260806 Thaler *) auf ſich zu 
nehmen; die Landſchaft habe alle Landesſchulden abzuzahlen auf ſich genommen; man habe 
die Lötzen'ſche Forderung zwar ſchon damals für caſſirt gehalten und deshalb von derſelben 
nicht geſprochen, da der König fie aber als liquidirte Schuld angenommen und die Aus 
löſung erzwungen habe, ſo gehöre dieſe zu den zu bezahlenden Schulden. Würde ſie von 
den Ständen nicht übernommen, ſo würden die Oberräthe Briefe und Siegel königlicher 
Majeſtät wieder zurückſtellen. Auch für die Abzahlung des Pathenpfennigs müſſe doch end— 
lich geſorgt werden, wenn auch die Herzogin dieſerhalb noch nicht gemahnt habe, und in der 
Propoſition die Sache nicht berührt ſei. In Betreff der Legation waren ſie einverſtanden, 
doch warnten ſie, die Sache doch ja ſo einzurichten, daß gute Leute ſich in ſolcher Legation 
brauchen zu laſſen kein Bedenken haben dürfen, ſonſt wollten ſie an derſelben keinen Theil 
nehmen. 

Dieſe Vorſtellungen des erſten Standes hatten Erfolg. Sowohl der Adel als auch die 
Städte erklärten ſich nun gefügiger, und erklärten ſich nun bereit, auch die 23896 Gulden 
für die Einlöſung der Lötzen'ſchen Verſchreibungen und den Pathenpfennig zu bezahlen. Rit- 
terſchaft und Adel motivirten die Bewilligung der 23896 Gulden nun ſo: „weil ſie der Herren 
Landräthe eingeführte Gefahr und Noth, die wegen der Nichterlegung dem ganzen Lande 
geſchehen könne, im Rathe wohl erwogen hätten,“ die Städte ſo: „weil ſolche Gelder ange— 
zogener Gefahr halber dem Vaterlande zum Beſten ausgelegt ſeien.“ Doch trat nun, da 
der modus contribuendi feſtgeſtellt werden ſollte, ſogleich wieder der Zwieſpalt zwiſchen dem 
zweiten und dritten Stande hervor. Jener wollte die Ausſteuer durch eine Contribution, die 


*) Die Verſchreibungen werden in den Akten (Archivexemplar fol. 92 ff.) einzeln aufgeführt. 
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23986 Gulden durch den Bierpfennig aufbringen, wie auch von vorne herein der erſte Stand 
vorgeſchlagen hatte; die Städte dagegen ſchlugen zur Aufbringung des Brautſchatzes eine 
höhere Contribution vor, als die beiden andern Stände bezeichnet hatten, 10 Groſchen von 
Hufen und Hunderten, verlangten, daß der Herzog mit der Bezahlung der 23986 Gulden 
ſich bis zu ſeiner gewünſchten glücklichen Ankunft in Preußen gedulden, und erwarteten, daß, 
wenn inzwiſchen die noch ausſtehenden Schulden in die Kaſten eingebracht wären, die Be— 
ſtände derſelben zu dieſer Zahlung ausreichen würden. Die Bewilligung des Bierpfennigs 
zur Bezahlung der Lötzenſchuld lehnten ſie ausdrücklich ab, da an dieſer Landesſchuld alle 
Stände gleichmäßig mittragen müßten, — der Bierpfennig war in ihren Augen eine nur 
ſie einſeitig drückende Abgabe. Mehrere Tage dauerten die Verhandlungen zwiſchen dem 
zweiten und dritten Stande über die Art der Steueranlage fort, wobei die Städte unter an— 
dern, um zu beweiſen, wie ungleich durch den Bierpfennig die Laſt vertheilt würde, und wie 
der Adel den Bierpfennig zahle, ein Verzeichniß der Rückſtände des Adels in Natangen vor— 
legten, welche nun nach dem Abſchiede von 1586 von Rechts wegen doppelt gezahlt werden 
müßten. Es war auch ohne Erfolg, daß der Herrenſtand und die Landräthe die Städte baten, 
nachzugeben (10 Mai); die Städte baten ihrerſeits, die Landſchaft möchte nachgeben, und 
erklärten, ſie würden ein anderes nicht thun, als wozu ſie ſich erboten hätten, und der Herzog 
werde mit ihnen zufrieden ſein. Hierauf beſchloſſen (11. Mai) die „beiden Oberſtände,“ 
welche auf ihrer Meinung ebenſo feſt beſtanden, als die Städte auf der ihrigen, ohne wei 
tere Tractation beide Gutachten zu übergeben. Die Städte aber interpretirten (und auf 
dieſer Wendung beruhte wohl ihre Zuverſicht, daß der Herzog mit ihnen zufrieden ſein werde) 
ihre Bewilligung dahin, daß die Contribution, ſofern es nöthig ſei, zwei Jahre hintereinan— 
der, in jedem Jahre an zwei Terminen (zu Martini 1594, zu Lichtmeß 1595, zu Martini 
1595 und zu Lichtmeß 1596), an jedem Termin im Betrage von 5 Groſchen gezahlt werden 
ſollte, — alles nach dem Ausſchreiben und der Inſtruktion von 1586; ſo werde man auch 
noch einen Vorrath an die Hand bringen. Dieſe Erklärung der Städte war „im großen 
Saal in continenti concipirt.“ 

Die Erwartung der Städte ging doch nicht ganz in Erfüllung. Man übergab die ab 
weichenden Gutachten der in dieſer Sache unmittelbar betheiligten Herzogin, und dieſe rich 
tete nun auch ihrerſeits die Bitte an die Städte, ſich mit den beiden anderen Ständen zu 
einigen (12. Mai). Da endlich traten die Städte den letzteren um einen Schritt näher. 
„Nicht aus Pflicht oder Zwang, ſondern nur der Herzogin zu Ehren und zu Gefallen“ be— 
willigten ſie (14. Mai), daß erſtlich die Contribution von 10 Groſchen vierzehn Tage nach 
Michaelis, daneben von Neujahr 1595 bis dahin 1596 der Bierpfennig erhoben werde. Aengſt 
lich erinnerten ſie dabei, daß die Abrechnung des Biers in den Kellern pünktlich zu Anfang 
und zu Ende des Jahres erfolgen, und daß der Bierpfennig am Ende des Jahres ohne aus— 
drückliches Abſchreiben von ſelbſt aufhören ſolle. Dieſer Bewilligung ſtimmte der Adel in 
continenti bei, doch wünſchte er, daß die Contribution lieber in zwei Poſten von 5 Groſchen 
zu Michaelis 1594 und 1595 gezahlt werde, worein ſich die Städte fügten. Es knüpfte ſich 
an dieſe Verhandlung eine reſultatloſe Erörterung, ob die Städte als eine Stimme den 


beiden Stimmen des Herrenſtandes und des Adels ſich fügen müßte, oder ob ſie ihre ab 


weichende Meinung behaupten dürfe. 


So konnte denn endlich am 16. Mai die gemeinfchaftliche, Antwort aller Stände auf 
die herzogliche Propoſition abgefaßt werden. Man begann mit einem Glückwunſche zu der 
Verlobung des fürſtlichen Pares, bat dann um Beſetzung der Bisthümer nach Inhalt der 
Privilegien, bewilligte den verlangten Brautſchatz ohne Bedingung, nur mit der Bitte, künftig 
dieſer Zumuthung enthoben zu werden, übernahm die Abzahlung der 23,000 Thlr. mit der 
Proteſtation, daß daraus keine Sequel gezogen werde, und mit der Bitte, daß die Lötzen— 
ſchen und die anderen eingelöſten Briefe mit dem königlichen Caſſationsdiplom in den Lan— 
deskaſten überantwortet würden, erbot ſich zur Einlöſung der landſtändiſchen Verſchreibung 
über 36,500 Mark Pathengeld, bezeichnete Bierpfennig und Contribution nach der eben ver— 
einbarten Modalität als die Mittel dieſe Summen aufzubringen, und bat um Abſtellung der 
General- und Privatbeſchwerden. 

Während dieſer Verhandlungen hatten die Stände auch von den Ergebniſſen einer im 
Jahre 1592 ausgeführten Kaſſenreviſion der Kreiskaſten Kenntniß genommen, und unterſucht, 
was ſeit dieſer Zeit an Rückſtänden beigetrieben ſei. Auch hatten fie neue Kaſtenherren ge- 
wählt. In einer Eingabe vom 11. Mai baten fie den Herzog, die neu gewählten Kaften- 
herren zu beſtätigen und denſelben durch ernſtliche Mandate zur Eintreibung der Reſte die 
Hand zu reichen. 

In einer anderen Eingabe vom 16. Mai baten die Stände die Oberräthe nicht nur 
um Conſens zu der beſchloſſenen Legation nach Onolzbach (Ansbach), ſondern auch um Theil— 
nahme an der Abfertigung und Inſtruktion der Geſandten. 

Schon am 17. Mai konnten die Oberräthe an den Herzog über den Verlauf des Land- 
tages berichten. Allein nach einer kurzen Unterbrechung des Landtages traten die Stände 
wieder zuſammen, wahrſcheinlich beſonders um die beſchloſſene Geſandtſchaft in's Werk zu 
ſetzen; doch legten ihnen die Oberräthe (27. Mai) in einer Art von neuer Propoſition die 
Frage vor, ob ſie ſich mit der Conſiſtorialordnung ſchon weiter beſchäftigt hätten und ob ſie 
nicht geſonnen wären, über die Ausſteuer hinaus zu dem fürſtlichen Beilager noch etwas 
Weiteres zu thun. Ueber diefe Propoſition einigten ſich die Stände leicht. Formel 
hat dieſe Verhandlung ein gewiſſes Intereſſe inſofern, als hier die beiden Oberſtände zugleich 
ihr Bedenken aufſetzten, und der Adel, als die Städte ſich hierüber beſchwerten, ſich deshalb 
entſchuldigte. Der Inhalt der gemeinſchaftlichen Antwort war, daß die Stände von der Con- 
ſiſtorialordnung nichts wiſſen wollten und ein Weiteres zu dem Beilager zu thun ablehnten. 
Dagegen baten ſie um Auslieferung der Lötzen'ſchen ꝛc. Briefe, um Abſtellung der an Ort 
und Stelle zu erledigenden Beſchwerden und um die Vorbereitung der Legation wegen der 
übrigen. 

Die Oberräthe antworteten, fie hätten hinſichtlich der Conſiſtorialordnung und des Bei- 
lagers eine beſſere Antwort erwartet, erklärten das Original des Caſſationsdiploms aus der 
Canzlei nicht fortgeben zu dürfen, erboten ſich aber ein Vidimus deſſelben zu überliefern, 
und waren bereit, die Beſchwerden, ſo weit es bei ihnen ſtände, abzuſtellen, die übrigen mit 
ihrem Bedenken und möglichſter Beförderung mit erſter Gelegenheit an den Herzog zu befördern. 

Man beſchäftigte ſich nun mehrere Tage mit einer neuen Zuſammenſtellung der Be— 
ſchwerden. Die von den Oberſtänden zuſammengeſtellten Beſchwerden wurden von den Städten, 
die Beſchwerden der Städte von den Oberſtänden durchgeſehen, von den Oberräthen theil- 
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weiſe beſeitigt. Was auf dieſem Wege nicht beſeitigt wurde, ſtellte ein Ausſchuß in der 
Weiſe zuſammen, wie es nun dem Herzoge übergeben werden ſollte. Am 9. Juni wurde 
die Inſtruktion für die Geſandten abgefaßt; fie ſollten dem Herzoge vorſtellen, wie nothwen- 
dig es fei, daß er feiner ſchon 1586 geſchehenen Verheißung nach, nach Preußen zurückkehre 
und in Königsberg reſidire, und demnächſt ihm die Eingabe der Stände übergeben. Welcher 
Art die hier zuſammengeſtellten Beſchwerden waren, läßt ſich aus den früheren Mittheilun- 
gen leicht ermeſſen; wir müßten oft Geſagtes wiederholen, wenn wir uns auf den Inhalt 
dieſes Beſchwerdebuches näher einlaſſen wollten. — Da inzwiſchen das Ausſchreiben über 
die neuen Steueranlagen von den Oberräthen bereits abgefaßt war, ſo machten die Stände 
über dieſes noch einige Bemerkungen, z. B. daß diejenigen, welche dem Kaſten ihre Schuld 
nicht zahlen wollten, ſo lange bis ſie dieſe Schuld getilgt hätten, mit Arreſt belegt werden 
ſollten, und erhielten am 10. Juni ihren Abſchied. 

Die beabſichtigte Legation hatte keinen Erfolg. Sie ſcheint auf unvorhergeſehene Hin— 
derniſſe geſtoßen zu ſein; eine Erklärung des Herzogs auf die denſelben mitgegebenen Be— 
ſchwerden erfolgte nicht. Man hätte es ſich im Voraus ſagen können, daß Herzog Georg 
Friedrich von den oft ausgeſprochenen Regierungsgrundſätzen nicht abgehen würde. Ja es 
ſcheint, daß eben dieſe Geſandtſchaft ihn in ſeinem ſchon vor dieſer Zeit deutlich hervorge— 
tretenen Grundſatze, die Berufung von Landtagen möglichſt zu umgehen, noch beſtärkt hat. 
Es verging eine Reihe von acht Jahren, in welchen die Stände nicht zuſammenberufen 
wurden. Nicht einmal Kreistage, welche ſonſt die Landtage bisweilen erſetzten, ſcheinen ab⸗ 
gehalten zu ſein. Wir hören nur, daß gewiſſe Gelder von dem Herzoge „mit Rath etlicher 
der Landſtände und auf Vertröſtung gutwilliger Wiedererſtattung“ ausgegeben ſind, und 
daß hie und da „ein Ausſchuß der Landſchaft“ von der herzoglichen Regierung zu Rathe 
gezogen iſt, doch fehlt es uns an jeder näheren Andeutung über Beruf und Vollmacht die— 
ſes Landesausſchuſſes. 

Kriegesnoth machte die Berufung eines Landtages im Jahre 1602 unvermeidlich. Kö— 
nig Sigismund von Polen, welcher nach dem Tode ſeines Vaters Johann im Jahre 1593 
Schweden erbte, in ſeinem Erbreiche aber durch ſeinen Uebertritt zur katholiſchen Kirche ſich 
verhaßt gemacht hatte, wurde aus demſelben durch ſeinen proteſtantiſchen Oheim Carl IX. 
verdrängt, und bekriegte denſelben ſeit dem Jahre 1600 in Livland und Eſthland. Der 
Herzog war nach den Pakten verpflichtet dem Könige zu dieſem Kriege 100 Reiter zu ſtellen; 
er ſtellte ſtatt derſelben auf den Wunſch des Königs 300 Mann zu Fuß, deren Sold die 
Summe von 20,400 Mark erreichte. Ferner verlangte der König von dem Herzog die An— 
legung einer Schanze am Pillauer Tief“) und deren Beſetzung. Der Herzog erbaute die 
Schanze und hielt bei derſelben 55 Knechte und 2 Schiffe, was ihn 29,900 Mark, mit Ein 
ſchluß der gelieferten Naturalien aber 36,921 Mark koſtete. Sodann ging der König den 
Herzog um eine Geldunterſtützung an, der Herzog bewilligte ihm aus freier Entſchließung 
30,000 Mark. Endlich mußte den polniſchen Truppen in den Jahren 1601 und 1602 der 


) Merkwürdiger Weiſe fehlen diefe Notizen, welche wir den Landtagsakten von 1602 entnehmen, in den 
Chroniken der Stadt Pillau von Faber (Beitr. zur Kunde Preußens Bd. 6. S. 44) und von Hoburg 
(N. Pr. Pr. Bl. 1858 Bd. 2. S. 232.) 
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Durchzug durch Preußen geſtattet werden; für ihre Verpflegung wurde eine billige Taxe 
feſtgeſtellt, als ſie aber im Lande waren, verlangten ſie alles umſonſt, und erlaubten ſich 
arge Exceſſe, worunter ſowohl die herzoglichen Aemter als auch deren Inſaſſen großen Scha— 
den erlitten. Man berechnete den Schaden des Herzogs auf 9530 Mark, den der Inſaſſen 
auf 77,512 Mark. Beſonders gelitten hatten die Gegenden von Goldapp und Inſterburg. 

Auch die Frage wegen der Landesvertheidigung wurde in dieſen kriegeriſchen Zeiten 
mehrfach erwogen. Wir hören gelegentlich von Berathungen über „Bewehrung und Abrich— 
tung des Landvolkes,“ welche unter Zuziehung des Ausſchuſſes der Landſchaft zu Königs- 
berg im September 1601 und zu Pr. Eylau im Dezember deſſelben Jahres veranſtaltet find, 
von Maßregeln, welche im September 1601 wegen eines Geleites der polniſchen Truppen 
verabredet, aber nicht ausgeführt ſind, von einem Defenſionsplane Fabians, Burggrafen und 
Herrn zu Dohna, welcher dem Herzoge vorgelegt iſt, auch von der Anordnung einer Gene 
ralmuſterung, aber vergebens ſuchen wir in den uns vorliegenden Landtagsakten nach nä— 
herem und befriedigerem Aufſchluß über dieſe für die Geſchichte der Landwehr gewiß nicht 
unintereſſanten Dinge. 

Herzog Georg Friedrich verlangte, daß der Kammer die durch den livländiſchen Krieg 
erwachſenen Koſten von den Ständen erſtattet, und daß fie für die Zukunft ſolcher Mus- 
gaben enthoben würde. Er machte einen Verſuch, die Bewilligung der hierzu erforderlichen 
Contribution ohne Berufung eines Landtages durch den Ausſchuß der Stände zu erhalten- 
Der Ausſchuß lehnte jede Steuerbewilligung aus Mangel an Vollmacht ab und bezog ſich 
auf eine Tagfahrt der Stände zurück. So ermächtigte denn der Herzog die Oberräthe durch 
Reſcript vom 25. Februar 1602, wiederum einen Landtag zu halten, ordnete jedoch zugleich 
an, daß auf demſelben nur über die Contribution verhandelt, alles übrige bis zu ſeiner per— 
ſönlichen Hinüberkunft nach Preußen verſchoben werde. In eben dieſem Reſcripte erklärte 
er ſich mit dem Defenſionsplan Fabians von Dohna einverſtanden und befahl die Landes’ 
defenſion demgemäß ins Werk zu richten. Er war bereit, den zur Beſchützung der Landes- 
grenzen nach Rath der Oberräthe und des Ausſchuſſes beſtellten Dienſtpflichtigen und 
Landſaſſen „die gebührliche Lieferung“ (Naturalverpflegung) reichen zu laſſen, forderte aber 
daß dieſe Unkoſten ſo wie alle andern, „ſo zur Beſchützung des Landes gemeint“ ihm von 
von der Landſchaft wiedererſtattet würden. Zugleich verlangte er Nachricht über das Er— 
gebniß der Muſterung und über den Verlauf des livländiſchen Krieges. Die Oberräthe 
werden angewieſen, um ſolchen Exceſſen vorzubeugen, wie ſie ein Haufe königlichen Kriegs— 
volks bei Goldapp begangen hatte, auf ſolch verwegnes Geſindel gute Achtung zu haben, 
und ſie, wo ſie ſich betreten ließen, zu ſchuldiger Strafe zu ziehen, auch bei königlicher 
Majeſtät und ſonſt verhüten, daß Preußen durch weitere Truppenmärſche nicht beläſtigt würde. 

Die Oberräthe beriefen den Landtag auf den 17. Mai 1602 nach Heiligenbeil; es 
wohnten demſelben auch Markgraf Johann Sigismund und mehrere vornehme Räthe Georg 
Friedrichs bei. In der Propoſition wurden die Stände aufgefordert die Auslagen und Un- 
koſten des Krieges, nämlich 1) den Schadenfder Aemter mit 87,072 Mark, 2) die Koſten 
der Sicherung des Tiefs mit 36,921 Mark, 3) die Koſten der Ausrüſtung von 300 Mann 
mit 20,400 Mark zu erſtatten, ferner 4) Mittel auf alle künftigen Nothfälle zur Durchfüh⸗ 
rung des Defenſionswerks zu beſchaffen, ſowie auch 5) einige Schuldpoſten zu übernehmen, 
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welche zum Theil aus den Zeiten des He rzogs Albrecht herrührten und in das von der Land, 
ſchaft im Jahre 1586 übernommene Schuldregiſter noch nicht eingetragen wären, zum Theil 
„mit Rath etlicher der Landſtände und auf Vertröſtung gutwilliger Wiedererſtattung“ für das 
allgemeine Beſte verwendet ſeien, im Geſammtbetrage von 78,090 Mark (darunter 30,000, 
welche auf Befehl des Herzogs dem Könige gezahlt waren), oder genauer 80,166 Mark, 
(denn 2076 Mark waren in den erſten Monaten des Jahres 1602 ſchon wieder dazu gefom- 
men). Die Oberräthe fügten hiezu noch eine Nebenpropoſition, die Frage wegen An legung 
eines Canales neben dem friſchen Haff, zu vorläufiger Beſprechung. 

Herrſchaft und Landräthe ſagten dem Herzog in ihrem ſehr bald, ſchon am 18. Mai, 
aufgeſetzten Bedenken hoch und feierlich Dank für feine Sorge um des Landes Wohl, ver- 
bargen aber nicht ihr Bedauern, daß er das Land nicht durch ſeine Gegenwart erfreue, 
„damit ſie unter dem Schutz und Schirm und Handhaben der Gerechtigkeit ſo viel ſicherer 
und geruhſamer zu langen Zeiten fein und bleiben möchten.“ Ihrer Meinung nach ſollte 1) 
der Schaden und die Koſten, welche auf königlicher Majeſtät Kriegsvolk ergangen ſeien, durch 
einer ehrbaren Landſchaft allgemeine Zulage wiedererſtattet, jedoch alle Auslagen ohne Un- 
terſchied fleißig unterſucht und nach Billigkeit moderirt, und der Herzog gebeten werden, in 
dieſen ſchweren Zeiten den armen Unterthanen einen gnädigen Zuſchub zu leiſten. 2) Im 
Tief habe der Herzog lange Jahre daher einen anſehnlichen Zoll erhoben; man ſolle ſich 
erbieten einen Theil der auf die Bewehrung deſſelben aufgewandten Koſten zu erſtatten, 
doch unter der Bedingung, daß den Ständen künftig keine Verpflichtung daraus gemacht 
werde. 3) Die 300 dem Könige in Stelle der 100 Reiter vermöge der Pakten zugeſchickten 
Soldaten mit dem Nöthigen zu verſehen, gebühre dem Herzoge. Wenn er mehr gethan habe, 
als wozu er verpflichtet ſei, ſo habe er ſich dadurch als einen getreuen Lehns mann gegen 
den König erzeigen wollen; die Landſchaft hätte daher zu bitten, mit ſolcher Auflage ver- 
ſchont zu werden. 4) da das livländiſche Kriegsweſen noch nicht beendigt und mancherlei 
Gefahren auch für Preußen zu beſorgen ſeien, ſo ſcheine es ihnen, damit die Landſchaft mit 
ferneren Landtagen nicht beſchwert werde, gut, daß man einen Vorrath in den Landkaſten 
ſchaffe. 5) Wenn ſich nach dem Landtage von 1586 noch weitere Schuldpoſten aus älterer 
Zeit bei der Kammer vorgefunden hätten, ſo kümmere das die Landſchaft nicht, welche da 
mals, um ſolchen nachträglichen Forderungen zu entgehen, 120,000 Thaler gezahlt habe. 
Von den nach dieſer Zeit vorgekommenen Ausgaben ſei im Allgemeinen daſſelbe zu ſagen, 
doch könne über einzelne Poſten derſelben hinterher noch im Beſonderen geſprochen werden. 

Ritterſchaft und Adel fingen ihr Bedenken (20. Mai) mit dem Reiche Gottes an. Das 
Exereitium Romanae religionis und andere irrige Opiniones greifen in der Nachbarſchaft 
und im Lande um ſich, und wenn man das Kirchenregiment nicht beſſer beſtelle, ſo ſei zu 
befürchten, daß den privatis auch wohl publica exercitia (inmaßen allbereit exempla yor- 
handen) folgen möchten. Sie bitten den Herzog, das Land bei vorigem Stande der Reli 
gion, über welchen es im Jahre 1569 privilegirt ſei, zu erhalten. Dazu ſei die Beſetzung 
der biſchöflichen Stellen den Receſſen gemäß nothwendig. Das jetzige ſamländiſche Con- 
ſiſtorium fei feiner Aufgabe nicht gewachſen, beſonders weil die Aſſeſſoren deſſelben zu den 
Viſitationen nicht beſtellt ſeien. Es würden jetzt in Polen über die Pakten und Privilegien 
allerlei Disputationen erregt und dabei Bedingungen und Anmuthungen in religiöfen, kirch⸗ 
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lichen und politiſchen Angelegenheiten gejtellt, die das Land und das Haus Brandenburg ſchwer 
bedrohten. Sie riethen daher dem Herzoge und dem ganzen brandenburgiſchen Hauſe auf 
dieſe Beſtrebungen wohl zu achten, und baten, daß die Succeſſion des kurbrandenburgiſchen 
Hauſes in Preußen bei dem Könige eheſtens betrieben werde. Zu den Geldforderungen des 
Herzogs übergehend, zeigten ſie ſich 1) in Hinſicht auf den Schadenerſatz ſchwierig. Sie 
meinten für die herzogliche Kammer ſehr viel gethan zu haben und wünſchten mit Auflagen 
der Art verſchont zu bleiben. Dennoch wollten ſie für diesmal der Kammer durch eine noch 
feſtzuſtellende Summe Zuſchub leiſten gegen Aſſecuranz, daß es aus freiem Willen geſchehe. 
Die Auslagen aus den Aemtern, welche bei beſſerer Aufſicht hätten vermieden werden kön— 
nen, werde der Herzog doch nicht erſtattet verlangen. Alle in den folgenden vier Punkten 
der Propoſition enthaltenen Zumuthungen wieſen ſie von der Hand. Auch einen Vorrath 
zu etwaigen Kriegsrüſtungen hielten ſie nicht für erforderlich, da ſich die Dienftpflichtigen, 
ohnehin in Bereitſchaft halten müßten, und da es bei der Krone Polen Befremden erregen 
müßte, wenn anderweitiges Kriegsvolk angenommen werden ſollte. Die Kammer werde in 
des Herzogs Abweſenheit ohne Zweifel anſehnliche Vorräthe angeſammelt haben und aus 
dieſen Vorräthen werde das Nöthige wohl genommen werden können. 

Das Bedenken der Städte (22. Mai) begann mit der Bitte um Wiederbeſetzung der 
Bisthümer, wie das des zweiten Standes, und mit dem dringenden Wunſche, daß der Herzog 
im Hinblick auf die Anmuthungen der Polen und auf andere Gefahren, ſeine Reſidenz in 
Preußen nehme, wie das des erſten Standes. Die Städte verlangten ſogar, man ſolle „die 
Anno 94 kurz vergangenes Landtages wohlgemeinte Legation an f. D. wieder an die Hand 
nehmen.“ Der Herzog habe im Jahre 1586 verſprochen, wieder in das Land zu kommen; 
wenn ihn aber Ehehaften davon abhielten, jo möge er eine andere fürſtliche mitbelehnte 
Perſon an ſeiner Statt, ſo ſich des Regiments unterwinden möchte, verordnen;“ auch möge 
er allen Fleiß anwenden, die kurbrandenburgiſche Succeſſion zu ſichern. Die Propoſitionen 
anlangend meinten fie, ähnlich wie der Adel, es fei billig, den Schaden der Landeinſaſſen 
aber nicht die Auslagen aus den Aemtern zu erſetzen; die Angaben über jenen aber müſſe 
man wohl unterſuchen. Alle weiteren Zumuthungen zu Geldbewilligungen lehnten ſie ab, 
wie der Adel. Auch ſie ſprachen unter andern die Anſicht aus: Die Einkünfte des 
Landes in Friedenszeiten ſeien ſo groß, daß wohl ein Vorrath an die Hand gebracht ſein 
könne, daher es billig ſei die Landſchaft zu verſchonen. 

So einigten ſich der zweite und dritte Stand ohne große Mühe in einem gemeinſchaft— 
lichen Bedenken (26. Mai), in welchem nur ihre Erklärungen wegen des Canalbaues erheb— 
lich von einander abweichen. Dieſes gemeinſchaftliche Bedenken kam nun wieder an Herren- 
ſtand und Landräthe und veranlaßte dieſe, (27. Mai) ihre früheren Vorſchläge in einigen 
Punkten noch ſpezieller gefaßt, den beiden andern Ständen noch einmal zu Gemüthe zu 
führen. Sie wollten nichts dagegen haben, wenn man in der Antwort auf die Propoſition 
zuerſt die Wünſche in Betreff der Kirche voranſtellte, meinten aber die Anträge wegen der 
Legation und was damit zuſammenhinge, wären unter die Gravamina zu verweilen, zu wel— 
chen die Erklärungen über die kirchlichen Angelegenheiten eigentlich auch gehörten. Vorzüg— 
lich bemühten ſie ſich, die beiden anderen Stände zu höheren Geldbewilligungen zu vermögen. 
Sie erklärten, ſie ſähen nicht, warum f. D. das allein tragen ſolle, was aus den herzog— 
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lichen Aemtern vorgeſtreckt jei; man contribuire zum gemeinen Kaften; wenn nun Landſaſſen 
aus demſelben unterſtützt würden, warum nicht er? Einen Zuſchuß zu den Koſten der Be- 
wehrung des Tiefs zu gewähren, müßten fie auch jetzt noch rathen — etwa 10,000 Maré. 
Eine ſolche Bewilligung würde dazu beitragen in dieſen gefährlichen Zeiten ein gutes Ver— 
nehmen zwiſchen dem Fürſten und ſeinen Unterthanen zu erhalten. Die Gefahr des Landes 
ſei doch größer, als man meine; auf die Bewehrung und Muſterung der Unterthanen, die 
noch nicht einmal recht in Schwang ſei, könne man ſich nicht verlaſſen. Sie riethen daher, 
dem Fürſten zur Beſchützung ſeiner Häuſer, in welchen ja auch die Unterthanen zur Zeit der 
Noth mit Weib und Kind Schutz fänden, 100,000 Mark zu bewilligen, nicht als etwas, das 
in sequelam gezogen werden dürfte, auch nur zur Vertheidigung des Landes und mit der 
Bedingung, daß, wenn Kriegsvolk angeworben würde, die Einzöglinge den Fremden vorge— 
zogen, und überdies die Beſchwerden abgeſtellt werden ſollten. Von den alten und neuen 
Schuldpoſten empfahlen ſie 2195 Mark zu übernehmen. 

Hierauf gingen Adel und Städte zuerſt wieder einzeln zu Rathe; dann (30. Mai) tru⸗ 
gen ſie ihre Bedenken zuſammen. Sie blieben bei ihren Klagen über das Kirchenweſen, 
hielten auch die Erinnerung an die Legation und in Bezug auf den Schadenerſatz ihre Mei— 
nung feſt, daß nur zur Entſchädigung der „armen Leute“ unter gehöriger Moderation ihrer 
Schadenberechnungen und unter Zuſchub des Herzogs geſorgt werden ſollte. Statt aller von 
dem erſten Stande ſpecificirten Summen aber wollten ſie, wie ſchwer es ihnen auch fiele, 
semel pro semper 100,000 Gulden ( 150,000 Mark), aus freiem Willen, allein zur Be- 
ſchützung des Vaterlandes, erlegen. Sie wollten den Herzog bitten, dieſe Summe vorzu- 
ſtrecken; dieſelbe ſollte in den Kaſten gelegt, zuverläſſigen Kaſterherren, die der Landſchaft 
künftig Rechnung zu legen hätten, überwieſen und über ihre Verwendung (von dem Herzoge?) 
verfügt werden. Den Vorzug der Einzöglinge vor Fremden für den Fall, daß Kriegsvolk 
angeworben wurde, und die Abſtellung der Beſchwerden vergaßen ſie nicht, ſich auszubedingen. 

Am 1. Juni trugen nun ſämmtliche Stände ihre Antwort auf die Propoſition zuſam⸗ 
men. Der erſte Stand machte das Votum der beiden anderen Stände nun zu dem ſeinigen, 
während dieſe ihrerſeits nun auch noch die Uebernahme von 2195 Mark Kammerſchulden be- 
willigten. Es iſt merkwürdig, welchen bedeutenden Einfluß der erſte Stand auf die Ent- 
ſchließungen der beiden anderen, welche anfangs jeder Contribution ſich ſo abgeneigt zeigten 
und dann doch ſo bedeutende Summen bewilligten, geäußert hat. 

Auf die Propoſitionsbeantwortung der Stände folgte nun aber eine Replik der Abge— 
ſandten Georg Friedrichs, des Markgrafen Johann Sigismund und der Oberräthe (3. Juni). 
Sie verlangten, daß die kirchliche Angelegenheit zunächſt außer Betracht gelaſſen würde. 
Der Kriegsſchaden müſſe auch dem Herzoge, nicht blos den Landſaſſen, erſtattet werden; es 
ſei demſelben unmöglich zu dem Schadenerſatze ſelbſt Zuſchub zu leiſten. Das Tief ſei auf 
Befehl des Königs und dem ganzen Lande zum Beſten befeſtigt und bewacht; das habe 
ſchon viel gekoſtet und werde für die Dauer noch viel mehr koſten; wenn der Herzog dieſe 
Ausgaben von feinem Kammergute und Pfundzolle beſtreiten fole, wovon folle er dann fei- 
nen Hofſtaat, die Diener bei Hofe und auf den Aemtern erhalten? Die 300 Soldaten, mit 
großen Koſten an die Grenzen geführt, hätten dort lange liegen müſſen, da der König ſie 
nicht übernommen hätte; ſchon hierdurch ſeien die Koſten beträchtlich vermehrt, mehr noch 
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dadurch, daß der König von dem Herzog verlangte, er möge ihm das Fähnlein ganz unter— 
halten; der Herzog habe dies, beſonders weil auch die anderen Provinzen des Reiches ſich 
angriffen, nicht abſchlagen können, und hoffe dadurch nicht bloß ſich ſelbſt, ſondern auch dem 
Lande die Gunſt des Königs zugewendet zu haben; man hoffe, daß die Stände diefe Mus- 
lagen erſtatten werden, wie zur Zeit der Expedition gegen die Moskowiter. Die Defenſion 
betreffend ſei durch Bewilligung der 100,000 Gulden dem Wunſche des Herzogs, welcher 
Ingenieure, Schanzmeiſter und Waffen ins Land geſchickt habe, kein Genüge gethan; man 
jole anzeigen, welcher Geſtalt das Defenſionswerk anzufangen, durch welche Mittel zu con- 
tinuiren ſei, an welchen Orten und Päſſen Feſtungen und Schanzen zu bauen, welche Häuſer 
zu fortificiren, wie ſolche Oerter zu beſetzen und zu verſorgen, vornehmlich aber wie einem 
unvorhergeſehenen Ueberfall zu begegnen ſei. Die angefangene „Bewehrung und Abrichtung 
des Landvolks“ ſei ein gar nützliches und heilſames Werk, aber die Einübung könne nicht 
ſo ſchnell, als die Umſtände es erheiſchten geſchehen; es gehörten Jahre dazu und weil pe— 
riculum in mora. fo werde man fih ohne ein anderes praesidium darauf nicht verlaffen 
können. Wie bei einem Feuer, fo ſuche auch bei einem Ueberfall jeder das Seine zu retten; 
darum habe auch Herzog Karl Livland faſt ohne Wiederſtand einnehmen können; ſo werde 
auch hier das Landvolk dem Feinde nicht Stand halten, ſondern jeder nach ſeiner Wohnung 
eilen, um was ihm lieb ſei, in Sicherheit zu bringen. Der Herzog hätte nun bei dem Man— 
gel aller andern Vorbereitungen gedacht, 1200 oder wenigſtens 1000 Mann zu Fuß und 
160 Mann zu Pferde in den Niederlanden anwerben und alsbald nach Preußen führen und 
bis zur Anordnung einer rechten Defenſion unterhalten zu laſſen; die junge Mannſchaft des 
Landes, „aus jedem Amte nach deſſen Gelegenheit eine gewiſſe Anzahl,“ könnte unter dies 
geübte Kriegsvolk an- und abziehen, damit ſie nicht allein, ſoviel ihrer etliche von dem Ge— 
brauch der Wehren durch beſondere Bemühung des Herren Oberſten von Dohna gefaßt, ih— 
rem Vaterlande und ſich ſelbſt zum Beſten zur Anwendung bringen, ſondern auch lernen 
und erfahren mögen, wie ſie ſich in einem rechten Kriegsweſen wirklich zu verhalten haben, 
in Schlacht und Zug, bei Wachten, beim Geſchütz, und ſonderlich, wie ſie ſich gegen ihre 
vorgeſetzten Haupt- und Befehlsleute, „daran das ganze Kriegsweſen und Defenſion eines 
Landes gelegen,“ gehorſamlich erweiſen folen. Der Herzog wolle in den Niederlanden mwer- 
ben laſſen, weil das Kriegsweſen dort im Schwange, die Soldaten an Disciplin (daß keine 
Meuterei zu befürchten) gewöhnt, leichter als aus Oberdeutſchland herbeizuführen, und bil- 
liger als in Oberdeutſchland zu erhalten, auch an Sprache und Lebensweiſe den Preußen 
verwandter feien. Es ſei ſeine Abſicht nicht, die Preußen von den Befehlshaberſtellen aus- 
zuſchließen, aber es werde fürs Erſte nicht anders ſein können, da es unter ihnen an Leuten 
fehle, die des heutigen Kriegsweſens erfahren wären, und zwar ſo lange, bis einer oder 
mehrere unter ihnen hinlängliche Erfahrung und Uebung gewonnen hätten, daß ſie zu der— 
gleichen Aemtern und Verrichtungen genugſam zu gebrauchen wären. Die Ritterſchaft ſollte 
alſo nach ihrer Qualität bei Beſetzung der Stellen berückſichtigt, die Rittmeiſter und Haupt⸗ 
leute in den Aemtern in Beſtallung behalten, mit der Einübung des Landvolkes fleißig fort— 
gefahren werden; es ſei zu wünſchen und zu erwarten, daß in Kurzem eine große Anzahl 
derſelben dermaßen abgerichtet ſein werde, daß die Fremden abgedankt und das Vaterland 
durch die Landſaſſen vertheidigt werden könne. Zu den Ausgaben für die Fortificationen, 
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für den Unterhalt der Söldner und für die Beſtallung der Rittmeiſter und Hauptleute in 
den Kreiſen werde aber die vorgeſchlagene Summe nicht hinreichen. Man möge des bar— 
bariſchen Verhaltens des polniſchen Kriegsvolks bei Goldapp und Inſterburg gedenken, das 
Beiſpiel des unglücklichen Livlands ſich zur Warnung dienen laſſen. Der König habe an— 
befohlen, beſonders die Häfen von Pillau und Memel in guter Acht zu halten, weil Herzog 
Karl eine anſehnliche Flotte beſitze, und dies ſei um ſo nöthiger, da Preußen unfehlbar der 
Kriegsſchauplatz werden würde, wenn es den Schweden gelänge, hier feſten Fuß zu faßen; 
es würde Preußen aber noch ſchlimmer ergehen, als Livland, da es reicher, die Hauptſtadt 
offen, die Regierung proteſtantiſch ſei. Die bewilligte Summe werde gleich für die erſten 
Ausgaben nicht zur Hälfte reichen und überdies ſei es nothwendig, daß zur Fortſetzung des 
Werkes noch eine Zulage auf einige Jahre bewilligt werde. In den Jahren 1562 und 1578 
habe die Landſchaft ſelbſt auf Befeſtigung der Häuſer und Anwerbung von Kriegsvolk an⸗ 
getragen. Der Herzog verlange von dem Gelde keinen Pfennig, und es ſei der Landſchaft 
unverwehrt, aus ihrer Mitte Commiſſarien zu ernennen, welche neben des Herzogs Depu— 
tirten ihren Rath bei den Ausgaben ertheilen und hinterher demſelben und der Landſchaft 
Rechnung ertheilen mögen. — Die Kammerſchulden müßten doch, um allen Anſtoß zu ver- 
meiden, bezahlt werden, da die Landſchaft in dem Abſchiede von 1586 keinesweges derſel— 
ben ausdrücklich gefreit ſei. 

Schon am Tage darauf ſetzten Herrſchaft und Landräthe ihr Bedenken über dieſe Re 
plik auf (4. Juni). Sie meinten, daß in der endlichen Beantwortung der Punkt wegen der 
geiſtlichen Angelegenheiten nicht übergangen werden dürfe. Auf den Erſatz des Schadens 
der Aemter ſcheinen ſie eingegangen zu ſein; ſie ſagten, da der Herzog dem polniſchen Kriegs— 
volk den Durchzug verſtattet habe, ſo hätte man gehofft, er würde den Schaden mit tragen 
helfen; da es nicht ſo gemeint ſei, müſſe man es geſchehen laſſen, bitte aber, daß gnädige 
Moderation, damit nicht alles zum Theuerſten angeſchlagen werde, verſtattet werde. Ueber 
die Koſten der Pillauer Befeſtigung und der Rüſtung der 300 Söldner änderten fie ihre 
Meinung nicht, in der letzteren Beziehung hoben ſie ausdrücklich den Proteſt hervor, der bei 
Gelegenheit der Hülfeleiſtung gegen den Moscoviter eingelegt fei. Zum Behuf der Landes- 
vertheidigung legten ſie, obwohl die Replik in dieſem Punkte eine Menge von Dingen be— 
rühre, auf welche die Landſchaft gar nicht inſtruirt ſei, zu den ſchon bewilligten 100,000 
Gulden noch 50,000 Mark hinzu, verlangten dafür nun aber auch ſichere Abſtellung der Be 
ſchwerden und Feſtſtellung der Succeſſion, in welcher fie die befte Defenſion fanden. Com- 
miſſarien, welche darauf zu ſehen hätten, daß das Geld nur zur Landesvertheidigung ver 
wendet werde, hielten ſie für nöthig. Ueber die Art der Vertheidigung zu reden, umgingen 
ſie, dankten jedoch für die in das Land hereingeſchickten Schanzmeiſter und Waffen. Wegen 
der Kammerſchulden erklärten ſie ſich wie früher. 

Dieſem Bedenken ſtimmten im Allgemeinen auch die beiden andern Stände bei. Die 
Städte drangen dabei abermals darauf, daß die im Jahre 1594 beſchloſſene Legation an 
die Hand genommen und wirklich vollzogen werde. Auch hoben ſie hervor, daß bei den Ver— 
handlungen über die Succeſſion die Stände zugezogen werden möchten, weil das gemein 
ſchaftliche Wirken leichter zum Ziele führen würde. Die Duplik der Stände konnte am 
7. Juni übergeben werden. 


Es erfolgte hierauf am 9. Juni eine Triplif der herzoglichen Abgeordneten, des Mart- 
grafen Johann Sigismund und der Oberräthe. Sie wiederholten die früheren Forderungen 
in ihrem ganzen Umfange. Den Schadenerſatz betreffend bewerkten ſie, Gebühr und Noth— 
wendigkeit ſei es geweſen, daß der Herzog den Durchzug geſtattete; daß die im September 
mit dem Ausſchuß der Landſchaft abgeredeten Maaßregeln über Begleitung der polniſchen 
Truppen zc. nicht vollzogen feien, fei nicht feine Schuld; er denke nicht daran hier Vortheil 
ziehen zu wollen, Moderation in den Forderungen der Unterthanen möge vorgenommen wer— 
den. Auch zur Vertheidigung des Pillauer Tiefs werde die Unterſtützung der Stände noch 
erwartet. Der Zuſchub der Stände zu der Ausrüſtung der 300 Söldner werde nicht als 
ein jus verlangt, weil er einmal zu dem moskowitiſchen Zuge geleiſtet ſei, ſondern als ein frei— 
williger. Was ſie in der Replik wegen des Defenſionswerkes, beſonders wegen der Söld— 
ner, vorgetragen hätten, ſei ſchon in dem Ausſchreiben vorbereitet und die Inſtruktionen 
darüber hätten wohl daſein können. Die bewilligte Summe von 200,000 Mark werde nicht 
ausreichen. Es würde am angemeſſenſten ſein, über die Landesvertheidigung in einem Aus— 
ſchuſſe zu reden, welchem die fürſtlichen Abgeſandten beizutreten bereit ſeien. Ueber die 
Succeſſion bemerken dieſelben, der Herzog ſei noch bei guter Geſundheit und habe nicht ge— 
ringe Hoffnung noch einen Erben zu erhalten, wie er auch ſelbſt von ſeinem Vater im 
64ſten Jahre ſeines Alters erzeugt ſei; die Fürſorge der Stände für die Succeſſion ſei wohl 
dankenswerth, aber da die Propoſition und die Inſtruktionen dieſe Sache nicht berührten, ſo 
würde ſie auf eine beſſere Gelegenheit zu verſchieben ſein. Wenn die Kammerſchulden nicht 
bezahlt würden, ſo würde der Herzog vielleicht verurſacht werden, ſolche Vorlagen ferner 
nicht zu thun, ſolche Ausgaben zu zahlen liege jetzt und künftig dem Landkaſten immediate 
ob, fie könnten alſo dem Herzoge nicht entſtehen; damit wollten fie für deſſen Recht pro- 
teſtirt haben. 

Es folgte eine Quadruplik der Stände, eine Quintuplik der Räthe, endlich eine Ser- 
tuplik der Stände. Aber in ihren Bewilligungen gingen fie keinen Schritt weiter als früher, 
Ueber den modus contribuendi verſprachen fie alsbald ſich zu verſtändigen. Einen Aus- 
ſchuß zur Berathung der Landesvertheidigung fanden ſie nicht nöthig. Durch die Zuſage, 
daß der Herzog das negotium successionis fih wolle angelegen fein laffen, waren fie be- 
friedigt. Die Unterhaltung der Rittmeiſter, Hauptleute, Bau- und Schanzmeiſter lehnten fie 
ab, da dieſelbe bisher weder in Preußen noch im römiſchen Reiche üblich geweſen, wie denn 
auch Packmor, Kreutz, Hauſen, und jetzt Partein, Canitz, Auerswald und an— 
dere Rittmeiſter und Hauptleute nicht von der Landſchaft unterhalten ſeien. 

Es blieb noch übrig, daß die Stände ſich über den modus contribuendi einigten, und 
dieſe Einigung erfolgte diesmal leichter, als gewöhnlich. Die Vorſchläge des erſten Stan⸗ 
des wurden von dem zweiten ohne Weiteres, und dann auch von den Königsbergern ange— 
nommen, wiewohl es nicht ganz ohne Vorbehalte und Klagen über verletzte Partikularinte— 
reſſen abging. Die kleinen Städte nahmen einmal eine ganz iſolirte Stellung ein. 

Der Vorſchlag des erſten Standes ging dahin, daß ein Gulden von jeder beſetzten 
und unbeſetzten Hufe, auch den fürſtlichen, ſofern ſie vermiethet ſeien, und dem entſprechend 
in den Städten von den liegenden Gründen (ohne Zweifel wie immer 100 Mark des Wer- 
thes derſelben einer Hufe gleich gerechnet) in zwei Terminen, zu Michaelis 1602 und 1603, 
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jedesmal zu 15 Groſchen, erhoben, und die einfache Trankſteuer, von der die Tiſche der 
Edelleute jedoch befreit bleiben ſollten, zwei Jahre lang von Michaelis 1602 bis ebendahin 
1604 gezahlt würde. Beide Steuern ſollten zu der bezeichneten Zeit ohne ausdrücklichen 
Befehl und ohne Ausſchreiben, von ſelbſt aufhören, die Inſtruktion vom Jahre 1586 bei 
der Erhebung wieder zum Grunde gelegt werden. Man erinnerte zugleich daran, daß die ver— 
ſtorbenen Einnehmer erſetzt, die Einzahlung der Rückſtände anbefohlen würde. Man erbat eine 
Abſchrift der Caution des Königs wegen des freiwilligen Geſchenkes der 10,000 Gulden für 
die Stände. Der bei dem Durchzuge des polnischen Kriegsvolks in jedem Kreiſe angerich— 
tete Schaden ſollte ſpezificirt werden, Bevollmächtigte aus jedem Amte ſich mit den Kaſten— 
herren über Moderation und Abtrag deſſelben bereden. In Königsberg müßte der Ertrag 
der Contribution, was bisher nicht geſchehen, durch ſpezielle Nachweiſe berechnet, die fürſt— 
lichen Räthe und Diener zum Mitzahlen derſelben herangezogen werden. Den in den Jah— 
ren 1586, 1590, 1594 ausgegangenen Abſchieden auf die Gravamina und anderen Befehlen, 
welche in den Aemtern oft nicht befolgt würden, ſollte die nöthige Exekution verſchafft, die 
Landſtreicher, Landsknechte, Zigeuner ꝛc. aus dem Lande entfernt werden. 

Die Städte verlangten, daß ihr Vorſchlag wegen der Legation und wegen Theilnahme 
der Stände an den Verhandlungen über die Succeſſion zwiſtig übergeben werde. Die Con. 
tribution von einem Gulden ſei hoch gegriffen, aber zu ertragen; der Bierpfennig auf zwei 
Jahre falle den Städten ſehr ſchwer, man wiſſe aus Erfahrung, daß der dritte Theil der 
Einnahme des Bierpfennigs auf Königsberg allein falle; das Königsberger Bier finde aber 
immer weniger Abſatz, da in mehreren Aemtern, welche früher von Königsberg aus ver— 
ſorgt wurden, jetzt Gerſte aufgekauft und Bier gebraut werde. Dennoch erklärten ſich die 
Königsberger bereit, den Bierpfennig zu zahlen, wenn dieſe Beſchwerden abgeſtellt würden. 
aber mit der Specification ihrer Contribution wollten ſie verſchont ſein; ſie hätten von lan 
gen Jahren her in Contributionsſachen die taxam und den modum gehalten, wie von Al— 
ters her gebräuchlich, die Einnehmer aber ſeien geſchworne Leute aus den Räthen, Gerichten 
und Gemeinen. Die kleinen Städte dagegen willigten diesmal in den Bierpfennig nicht; 
ſie klagten, daß ihre Brauereien immer mehr in Verfall kämen, theils weil man das etwas 
billigere Bier des Bisthums und Weſtpreußens hole, theils weil in den Aemtern ſo viel 
gebraut werde. Sie legten gegen die Erhebung des Bierpfennigs Proteſtation ein. 

Die letzte der Propoſitionen dieſes Landtages, welche wir bis dahin noch nicht berührt 
haben, lautete dahin: Der Herzog ſei mehrmals wegen der neuen Fahrt und des Graben— 
baues aus dem Herzogthum Preußen in Litauen,“) damit man nicht über das kuriſche Haf 
mit Gefahr überſegeln dürfte, angegangen; ein ſolches Unternehmen müſſe zuvor genauer 
erwogen werden. Das Votum der Herren und Landräthe fiel dem Plane nicht günftig, 
Sie hielten den Grabenbau für keine Landesangelegenheit, da das Land wenig daran zu 
verlieren oder zu gewinnen habe; die, welche dort eine ſichere Schiffahrt wünſchten, müßten 
das Wirk billiger Weiſe auch ausführen. Uebrigens habe Herzog Albrecht ſolche neue Päſſe 


) Die hier nachfolgenden Verhandlungen dienen zur Vervollſtändigung deſſen, was Reuſch zur Geſchichte 
der Kanäle, welche die Waſſerbahn aus der Memel in den Pregel bilden, in den Beitr. zur Kunde 
Preußens Bd. 4 S. 270 mittheilt. 


nie verftatten wollen. Auch Ritterſchaft und Adel erklärten den Grabenbau für eine Pri- 
vatangelegenheit und wünſchten, daß dieſer neue Paß von dem Herzoge nicht verſtattet werde. 
Die Stadt Königsberg dagegen bezeichnete den Grabenbau als ein dem Lande hochnützliches 
Werk, welches nicht nur Handel und Wandel befördern, ſondern auch den Werth der Hufen 
erhöhen werde. Adel und Unadel in Litauen hätten über dieſe Sache bereits mit dem Kö— 
nige und mit dem Herzoge unterhandelt, es ſeien Commiſſarien an Ort und Stelle abge- 
ordnet und dieſe hätten den Plan für ſehr fruchtbar und nützlich erklärt. Die Stadt Kö— 
nigsberg bat daher die beiden anderen Stände, demſelben nicht hinderlich zu ſein und er— 
wartete auch des Herzogs Förderung. Trotz der angelegentlichen Bitten der Städte blieb 
der Adel in dieſer Angelegenheit bei ſeiner erſten Erklärung; er könne ſeine Meinung wegen 
des Grabenbaues, fügte er hinzu, um jo weniger ändern, da auch die Hinterſtädte für den- 
ſelben kein Intereſſe zeigten. Im weiteren Verlauf der Unterhandlungen wurde die Bau— 
angelegenheit „auf weitere Beſichtigung und Berathſchlagung geſetzt“ und damit wurde ſie 
für diesmal erledigt. 

Der Landesbeſchwerden zu gedenken hatte ſchon der erſte Stand in ſeinem erſten Be 
denken für nöthig erachtet, die anderen Stände theilten dieſe Anſicht. Eine Hauptbeſchwerde 
war die, daß auf die Beſchwerden von 1594 keine Erklärung und Abhilfe erfolgt ſei; man 
zog ſie deshalb wieder hervor und bat nochmals um Abhilfe derſelben, doch fügten nament— 
lich die beiden erſten Stände noch manche neue dazu, von welchen wir wenigſtens einige 
hier hervorheben: Die Aemter zu Hofe und auf dem Lande ſeien nicht den Privilegien und 
Receſſen gemäß beſtellt; es gingen zu Schimpf und Verfang der Parteien widerwärtige 
Befehle in die Aemter auf unzureichenden Bericht; es ſeien einige Partikulare gegründet 
und würden Unkoſten darauf gewendet, aber man wiſſe nicht, ob auch die Knaben dasjenige 
lernen, worauf es abgeſehen, Viſitation derſelben und Abſtellung der etwa vorhandenen 
Mängel fei hochnöthig. Man beſchwerte ſich über Uebergriffe und Gewaltthätigkeiten bei 
Erbſchaften, Mißbrauch von Blanketten, Ueberſchreitung der Canzleitanen. Man bat um 
die Freiheit, Mühlen und Krüge auf den Gütern anlegen zu dürfen wie in Weſtpreußen; 
die Receſſe von 1566 könnten in dieſer Beziehung nicht mehr maßgebend ſein, theils da die 
betreffende Stelle wohl nur durch eine Partei hineingebracht, theils weil Preußen jetzt viel 
beſſer bebaut ſei, als früher; aber die Plackereien in den fürſtlichen und in des Adels Mühlen, 
ſowie im Nachbarlande, wohin auch viele ſich wenden müßten, ſeien unerträglich. Man klagte 
über die Verſtellung des Pregels bei Königsberg und am Haff. Die Samländer baten, 
daß der Fiſchkauf wieder nach dem Thierenberge gelegt, und nicht alles in des Herzogs 
Namen aufgekauft, verſchickt und verſchenkt werde; das Aufkaufen der Stöhre zur Ausfüh- 
rung außer Lande ſollte nicht geftattet und hierin den Inländern der Vorzug vor den Frem- 
den gegeben werden. Man verlangte ein feſtes Landrecht, da bald nach kaiſerlichem Recht 
bald nach ausländiſchen Conſtitutionen gerichtet werde; ferner, daß die alten Gerichtshäuſer 

Í veftaurirt, die Landrichter wie ehemals beeidigt und beſoldet, den Procuratoren verboten werde, 
Sachen vor den Amtleuten in prima instantia zu führen; man begehrte das Recht einen 
beſtändigen Landſyndicus anzuſtellen, wie ja auch die Städte ihren Syndicus hätten. Man 
beſchwerte ſich ferner, daß viele Polen und Maſuren ſich in dem Lande angekauft hätten, 


was Herzog Albrecht nie geſtattet habe, und was dem Lande nicht vortheilhaft ſei; ferner, 
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daß etliche junge Edelleute und andere in- und außerhalb des Herzogthums fih zufammen- 
rottiren, von einem Gaſtgebot zum anderen fahren, die Leute auf der Straße anfallen, be- 
ſchädigen und allerlei Muthwillen treiben; ſo wie, daß Kleiderpracht, Freſſen und Saufen 
in den Städten und auf dem Lande bei dem gemeinen Manne überhand nehme ꝛc. ꝛc. — 
Die neuen Beſchwerden der Königsberger beſchränkten ſich diesmal auf das Brauwerk. Auch 
die kleinen Städte reichten diesmal abgeſondert ihre Beſchwerden ein. — Alle dieſe Be- 
ſchwerden fanden durch die Antworten der Oberräthe ihre formelle, fachlich ziemlich beden- 
tungsloſe Erledigung. 

Am 17. Juni entwarfen die Oberräthe den Landtagsabſchied, um ihn der Landſchaft 
vor der Veröffentlichung zur Durchſicht vorzulegen! Mit dem vereinbarten modus contri- 
buendi waren ſie einverſtanden; den Proteſt der kleinen Städte glaubten ſie nicht berück⸗ 
ſichtigen zu dürfen, der Königsberger Verlangen, ihre Contribution nicht ſpecificiren zu dürfen, 
verſprachen ſie zur Entſcheidung des Herzogs zu bringen. Wegen der Hofdiener erklärten 
ſie, das dieſe von Alters her jederzeit gleich den Univerſitätsprofeſſoren von Contributionen 
befreit geweſen ſeien; dieſer alte Gebrauch ſei ihrer Meinung nach beizubehalten, doch ſolle 
auch hierüber die Entſcheidung des Herzogs eingeholt werden. Die Beſchwerden der Stände 
ſeien bis auf einige dem Herzog ſelbſt vorzulegende verabſchiedet. In der Hauptſache, der 
Geldbewilligungsangelegenheit, wiederholten ſie ihre frühere Meinung, daß die Stände auch 
die Kammerſchulden, die Auslagen für Bewehrung des Tiefs und die Koſten der Ausrüſtung 
der 300 Söldner hätten übernehmen und wegen des Defenſionswerkes in einem Ausſchuſſe 
weiter hätten verhandeln ſollen. Man werde von allem dem Herzoge Bericht erſtatten und 
deſſen Reſolution erbitten. 

Die Abgeordneten der Stände hatten ſich großentheils ſchon zerſtreut, theils wegen der 
Peſt, die eben damals in Preußen viele Opfer dahinraffte ), theils auch wohl wegen häus⸗ 
licher Geſchäfte. Die noch verſammelten ließen ſich den Abſchied zwar im Uebrigen gefallen, 
erklärten aber, daß die Beſchwerden ſehr unzureichend beantwortet ſeien und daß man man- 
ches gegen die Verabſchiedung derſelben einzuwenden habe; dies müſſe jedoch unterbleiben, 
da die meiſten Deputirten ſchon abgereiſt wären. (18. Juni). 

So endete auch dieſer Landtag nicht ohne Mißklang. Es war der letzte, welcher unter 
der Herrſchaft Georgs Friedrichs gehalten wurde. Der Herzog beſuchte Preußen bald nach 
dem Schluſſe des Landtags — er hielt ſich unter andern zwiſchen dem 13. Oktober 1602 


und dem 25. Januar 1603 zu Angerburg auf) — aber noch im Jahre 1603 ereilte ihn 
der Tod. 


— —— EENIA A 


) Vergleiche Peter Michel's Annalen a. a. O. S. 391, 392. 
*) Werner Angerburg S. 14; 
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Schul⸗Nachrichten. 
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J. Lehrverfaſſung während des Schuljahres von Michaelis 1866 
bis Michaelis 1867. 


Serta. 
Ordinarius: Baldus. 

1) Religion 3. St. Bibliſche Geſchichte des A. T. nach Preuß bis zur Theilung 
des iſraelitiſchen Reiches. Einige bibl. Geſchichten wurden übergangen. Aus dem N. T. 
die Leidensgeſchichte des Herrn Nr. 34 — 45. Die bibl. Bücher des A. T. und die beiden 
erſten Hauptſtücke wurden gelernt. Das erſte Hauptſtück ward kurz erklärt, Bibelſtellen 
wurden gelernt, im Anſchluß an Weiß „Religionsbüchlein“. — Gebete und 9 Kirchen— 
lieder. Weiſe. 

2) Deutſch 4 St. Leſen und Wiedererzählen des Geleſenen, auch Deklamationsſtücke 
aus Apel Curſus I. der proſaiſchen und poetischen Abtheilung. Die orthographiſchen Regeln 
an Beiſpielen erläutert und ſchriftlich geübt. Wöchentlich eine oder zwei Arbeiten. Kennt 
niß der Redetheile und des einfachen Satzes. Baldus. 

3) Latein 9 St. Formlehre nach Scheele Th. 1, §. 1— 15, einſchließlich der wich⸗ 
tigſten Genusregeln. Unterſcheidung der wichtigſten Satztheile und ihrer gegenſeitigen Be— 
ziehungen. Von der 2. Abtheilung wurde die erſte Reihe der lateiniſchen und deutſchen 
Stücke §. 1 — 42 und ausgewählte Stücke der 3. Abtheilung überſetzt. Wöchentliche Erer- 
citien oder Extemporalien. Szelinski. 

4) Geographie. 3 St. Allgemeine Geographie der 5 Erdtheile nach Daniel, Buch 
1. Kartenzeichnen. Gervais. 

5) Rechnen 4 St. Die 4 Species in unbenannten Zahlen zur Sicherheit gebracht, 
dann Verwandeln höherer Größen in niedere und umgekehrt und die 4 Species mit be- 
nannten Zahlen. Die Regel de tri. Kopf- und Zifferrechnen. Das Verkleinern der 
Zahlen. Baldus. 

6) Zeichnen 2 St. und 7) Schreiben 3 St., wie früher Baldus. 
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Quinta. 
Ordinarius: Szelinski. 

1) Religion 3 St. Bibliſche Geſchichten des N. T. nach Preuß. Wiederholung der 
bibliſchen Geſchichten des A. T.; Erlernung und Erklärung der 3 erſten Hauptſtücke im An- 
ſchluß an Weiß „Religionsbüchlein“. Die bibliſchen Bücher. Bibelſtellen, Gebote, 9 Kir- 
chenlieder. Weiſe. 

2) Deutſch 4 St. Uebungen im Leſen, Erzählen und Deklamiren nach dem Leſebuch 
von Apel Th. I., Erklärung geleſener Muſterſtücke unter beſonderer Berückſichtigung der 
Satzlehre. Orthographiſche Uebungen und Aufſätze. (Wöchentlich eine Arbeit), Maletius. 

3) Latein 9 St. Scheele Th. I. Lehrgang I. $. 1—54, die erſte Reihe der latei- 
niſchen und deutſchen Stücke. Zu jeder Regel wurden Sätze memorirt. Wöchentlich ein 
Exercitium oder Extemporale. Formlehre nach Siberti Cap. 1—69. Aus Bonnell's Vo- 
cabularium wurden die unregelmäßigen Verba gelernt. Aus dem kleinen Herodot Stück 
11—15. Szelinski. 

4) Franzöſiſch 3 St. Aus dem Elementarbuch von Plötz wurden die erſten 59 
Lectionen durchüberſetzt und viele Sätze memorirt. Wöchentliche Exercitien. Heinicke. 

5) Geographie 3 St. Die Länder Europas nach Daniel, 3. Buch. Kartenzeich— 
nen 2 St. Die Heroengeſchichte der Griechen 1 St. Gervais. 

6) Rechnen 3 St. Die 4 Species mit Brüchen. Regel de tri und Zinsrechnung. 
Maletius. 

7) Zeichnen 2 St. comb. mit VI. Wie früher Baldus. 

8) Schreiben 3 St., eine comb. mit VI. Wie früher Baldus. 


QAuarta. 
Ordinarius: Siebert. 


1) Religion 2 St. Die bibliſchen Geſchichten des N. T. nach Preuß Nro. 1— 61: 
die 3 erſten Hauptſtücke mit den in Weiß „Religionsbüchlein“ verzeichneten Bibelſtellen 
wurden wiederholt. Das IV. und V. Hauptſtück mit den hauptſächlichſten Bibelſtellen. 
Die Sonntagsevangelien und Feſtperikopen. 8 Kirchenlieder. Weiſe. 

2) Deutſch 2 St. Erklärung geleſener Muſterſtücke aus Apel's Leſebuch, Curſus 2. 
Uebung im Declamiren. Interpunctionslehre und Satzbau. Alle 2 Wochen ein Aufſatz. 
Weiſe. 

3) Latein 10 St. Formenlehre nach der Schulgrammatik von Siberti — Meiring 
Cap. 7—69, 72—77, 80—81. Einübung der verba primitiva nebſt den abgeleiteten und 
ſtammverwandten Wörtern nach Bonnel Abthl. II. 2 St. Syntax nach Scheele's Vor- 
ſchule, Theil II. Wiederholung des erſten Lehrganges, vom 2. Lehrgang iſt die 2. Reihe 
der lateiniſchen und deutſchen Stücke durchüberſetzt, und ſind Sätze daraus als Beiſpiele 
memorirt worden. Wöchentliche Exercitien oder Extemporalien 4 St. Lectüre: aus dem 
kleinen Livius von Weller Seite 1— 22; aus Siebelis Tirocinium auserwählte Abſchnitte. 
Einzelne Stücke wurden memorirt. 4 St. Siebert. 


4) Griechiſch 6 St. Formenlehre nah Krügers Grammatik die erſten 35 Para- 
graphen. Aus Jacobs Elementarbuch Curſus 1 wurden ausgewählte Sätze geleſen, auch 
einige Stücke aus Curſus II. Viele Sätze wurden memorirt. Schriftliche Uebungen, Exer 
citien und Extemporalien ſeit dem November. Heinicke. 

5) Franzöſiſch 2 St. Repetition des Quintanerpenſums; das Elementarbuch von 
Plötz zu Ende durchgenommen und überſetzt und daraus wöchentliche Exercitien. Heinicke. 

6) Geſchichte und Geographie 3 St. Erzählungen aus der Geſchichte der Ae— 
gypter und Perſer bis Xerres I., aus der griechiſchen Geſchichte bis zum Tode Alexanders 
des Gr.; aus der römiſchen bis Cäſar's Tod. 2 St. Die außereuropäiſchen Erdtheile 
nach Daniel's Leitfaden Buch II. 1 St. Monatlich wurde eine Karte gezeichnet. Heinicke. 

7) Mathemathik 3 St. Die Lehre von den Decimalbrüchen Leitf. $. 1 bis $. 13. 
Proportionen $. 54 bis 62. Zinsrechnung, Discontorechnung, Geſellſchaftsrechnung zc. Pla- 
nimetrie: Einleitung, Linien und Winkel, von den Dreiecken Leitf. $. 1 bis 42. Koſtruktions⸗ 
aufgaben. Blümel. 

8) Zeichnen 2 St. Wie früher. 


Tertia B. 
Ordinarius: Maletius. 

1) Religion 2 St. Comb. mit Tertia A. S. d. 

2) Deutſch 2 St. Comb. mit Tertia A. S. d. 

3) Latein 10 St. Durchnahme der Syntax nach Scheele. Theil II. 8. 1—74 mit 
Ergänzungen aus Siberti. Wöchentliche Erecit. oder Ertemporal. aus Süpfle Theil I. Ab- 
theil. II., ſowie mündliche Ueberſetzungsübungen daraus 3 St. Formenlehre nach Siberti 
Cap. 51—72, 1 St. Geleſen wurde Cäs. bell. gall. lib. I- V 4 St. Siebelis Tirocin. 
poëtic. lib. III. 1—33. Proſodik und Metrik nach Siberti $. 791—842, 2 St. Maletius. 

4) Griechiſch 6 St. Die mythologiſchen Erzählungen und Geſpräche, Einiges aus 
der Länder- und Völkerkunde aus Jakob's Leſebuch, 3 St. Die Verba in ue und die haupt- 
ſächlichſten unregelmäßigen aus Krüger's Grammatik. Wiederholung vom §. 1—36, 2 St. 
Wöchentlich 1 Exercit. oder Extemp. 1 St. Krauſe. 

5) Franz öſiſch 3 St. Comb. mit Tertia A. S. d. 

6) Geſchichte 2 St. Comb. mit Tertia A. S. d. 

7) Geographie 2 St. Comb. mit Tertia A. S. d. 

8) Mathematik 3 St. 1. Arith.: Lehre von den entgegengeſetzten Größen, Gebrauch 
der Parentheſe, Potenzrechnung, Ausziehen von Quadrat- und Kubikwurzeln aus Zahlen und 
Buchſtaben. Leitf. $. 13 bis $. 47. 2) Geometrie: Von den Vierecken, über den Flächen⸗ 
inhalt der Figuren, der Kreis, Leitf. $. 42—97, Konſtruktionsaufgaben, Repetitionen. Blümel. 


Tertia A. 
Ordinarius: Heinicke. 

1) Religion 2 St. (Cötus A. und B.) Das Leben Jeſu auf Grund der vier 
Evangelien, Hollenberg IV. §. 47—83. Lebensbilder von Auguſtin, Luther, Melanchton, 
Paul Gerhardt. Wiederholung der fünf Hauptſtücke. Sprüche. Das chriſtliche Kirchenjahr. 
Kirchenlieder. Weiſe. 
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3) Latein 10 St. Ovid. Met. lib. IV., V., VI. Größere Stücke memorirt. Pro- 
ſodie aus Siberti. Metriſche Uebungen in Hexametern 2 St. Krauſe. Die Schulgram⸗ 
matik von Siberti vollſtändig durchgenommen. Wöchentlich Erercitien abwechſelnd mit Er- 
temporalien, meiſt aus Süpfle Theil I., Abth. III., viele Stücke aus Abth. II. mündlich 
überſetzt, 4 St. Geleſen wurde Caes. bell. civ. ganz und privatim bell. gali. lib. I. IV. 
inel. An die Lectüre wurden Sprechübungen angeknüpft, 4 St. Heinicke. 

4) Griechiſch 6 St. Grammatik Krüger §. 1—40 und $. 68 2 St. Wöchentlich 
1 Exercit. oder 1 Extemp. Geleſen wurde Xenoph. Anab. lib. I. IV., 4 St. Maletius. 

5) Franzöſiſch 3 St. (Cötus A. und B.) aus der methodiſchen Grammatik von 
Plötz S. 102 bis 165, Abſchn. I., II. und III., die deutſchen und franzöſiſchen Stücke über 
fegt. Chroſtomathie v. Plötz Lect. II., III., IV.. VIII. Wöchentlich 1 Exercit. Gervais. 

6) Geſchichte 2 St. (Cötus A. und B.) Deutſche Geſchichte bis zur Reforma 
tion. Töppen. . 

7) Geographie 2 St. (Cötus A. und B) Nach Daniel Buch IV. nebſt Anhang 
Deutſchland, die Schweiz, Belgien, Niederl. und Dänemark. Kartenzeichnen. Gervais. 

8) Mathemathik 3 St. 1. Arith.: Ausziehen von Quadrat- und Kubikwurzeln aus 
Zahlen und Buchſtaben. Leitf. $. 34—47. Gleichungen des erſten Grades mit einer und 
mehreren Unbekannten. Leitf. $. 50 bis 67, Repetitionen. Geometrie: Proportionalität 
der Linien. Aehnlichkeit der Figuren. Leitf. $. 97 bis §. 117. Repetitionen. Konſtruktions⸗ 
aufgaben. Blümel. 

Religionsunterricht der katholiſchen Schüler, 2. Abth. (VI., V. IV., IIIb.) 2 St. 
Die Lehre von Gott und der Schöpfung, der Erlöſung und den letzten Dingen, ſowie Wie 
derholung der Sakramentenlehre nach dem Katechismus von Deharbe. — Bibliſche Ge- 
ſchichte des A. T. und Wiederholung des N. T. nach Schuſter. Dinder. 


Secunda. 
Ordinarius: Blümel. 

1) Religion 2 St. Evangelium St. Lucä; Erlernung und Erklärung der Berg 
predigt und einiger Kirchenlieder. Die Glaubenslehre angelehnt an Hollenberg Abſchn. VI. 
Die Lehre von dem Sakrament der heiligen Taufe und dem Sakrament des heiligen Abend 
mahls. Weiſe. 

2) Deutſch 2 St. Aufſätze und Vorträge in verſchiedenen Gattungen der Darſtel 
lung allmonatlich. Die erſte Blüthenperiode der deutſchen Literatur durch Beiſpiele er- 
läutert. Gervais. 

3) Latein 10 St. Virg. Aen. lib. I., II, III. Größere Stücke memorirt. Pro 
ſodie nach Zumpt Cap. 3. Metriſche Uebungen im Diſtichon. 2 St. Krauſe. Durch 
nahme der Syntax incl. Syntaxis ornata nach Zumpt. Wöchentlich ein Exercitium oder 
Extemporale, größtentheils aus Süpfle's Aufgaben, Theil II. Mündliche Uebungen nach 
Süpfle. Freie Vorträge und Sprechübungen mit Anlehnung an Livius. Drei freie Ar⸗ 
beiten. 4 St. Lektüre im Winter: Cicero pro Roscio Amerino und de imperio Cn. 
Pompeji; im Sommer: Liv. I. vollſtändig, II. X. mit Auswahl, zum Theil als Privat- 
lec türe. 4 St. Siebert. 
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4) Griechiſch 6 St. Plutarch, Pyrrhus und Marius. Herod. lib. VII. 2 St. 
Odyss. lib. XIII—-XXIV., zur Hälfte privatim; größere Stücke memorirt. Eingehende 
Erläuterung des homeriſchen Dialects und Sprachgebrauchs. 2 St. Wiederholung der 
griechiſchen Etymologie; dazu die Caſus- und Moduslehre aus Krüger's Grammatik $. 45 
bis 52, 54 bis 56. Wöchentlich 1 Exercit. oder Extemporale. 2 St. Szelinski. 

5) Franzöſiſch 2 St. Lectüre aus Plötz Lect. X. Athalie und Lect. V. Lettres. 
Grammatik nach Plötz Abſchn. V., VI., VII. Die Uebungsſtücke theils ſchriftlich, theils 
mündlich überſetzt. Wöchentlich 1 Exercitium. Gervais. 

6) Geſchichte und Geographie 3 St. Römiſche Geſchichte bis zum Untergange 
des Kaiſerreichs. Wiederholung der Geographie von Europa. Töppen. 

7) Mathematik 4 St. Arith.: Gleichungen des erſten und zweiten Grades mit 
einer und mit mehreren Unbekannten in Zahlen und Buchſtaben. Leitf. $. 50—73. Re- 
petitionen. Geometrie: Beendigung der Planimetrie. Leitf. $. 117—157. Rechnende Geo 
metrie, Konſtruktionsaufgaben. Blümel. 

8) Phyſik 1 St. Magnetismus und EClectricität nach Brettner. §. 193—233. Ein- 
leitung und von den allgemeinſten Körperphänomenen $. 1—26. Blümel. 

Hebräiſcher Unterricht, 2. Abth. (II.) 2 St. Die vollſtändige Elementar- und 
Formenlehre nach Geſenius $. 5—105. Lectüre: Genesis L—XLIV. Weiſe. 


Prima. 
Ordinarius: Krauſe. 

1) Religion 2 St. Nömerbrief. Die mittlere Kirchengeſchichte und die Kirchen⸗ 
geſchichte der neueren Zeit bis auf Spener, angelehnt an Hollenberg $. 109—140. Die 
alte Kirchengeſchichte wurde wiederholt. Hollenberg §. 92—108, das evangeliſche Bekennt⸗ 
niß und die Unterſcheidungslehre. Erlernung einiger Kirchenlieder. Weiſe. 

2) Deutſch 2 St. Aufſätze monatlich. Literaturgeſchichte bis auf Opitz. Töppen: 

3) Latein 8 St. Cic. de Of. I. und III., Div. in Cäcil. und Act. in Verr: IV. 
Tac. Ann. I. und III. 3 St. Hor. Epoden und einige Satiren und Carm. Lib. 
IV. und I. Schriftliche Uebungen in horaz. Metren nach deutſchen Dictaten. 2 St. 
Wöchentlich 1 Exercit. und ein mündliches Extemporale aus Süpfle, 10 lateiniſche Arbeiten 
2 St. Sprechübungen und freie Vorträge, 1 St. Controllirte Privatlectüre. Cie. Ott. II. 
pr. Mur. und Pac. Ann. II. Krauſe. 

4) Griechiſch 6 St. Demostenis oratio de corona vollſtändig; Thucyd. de bell. 
Pelop. II- IV. nur mit Auswahl. Als Privatlectüre: Herod. lib. VII. zu Ende, VIII. 
und IX. vollſtändig. Wöchentlich ein Exercitium oder Extemporale. Repetition der Syntax 
nach Krüger. 4 St. Siebert. Ilias XIII XXIV., zum Theil privatim, Sophocl- 
Antigone. 2 St. Töppen. 

5) Franzöſiſch 2 St. Lectüre: Manuel de la lit. frane. von Plötz. Repetition 
der Grammatik. Exercit. und Ertemporal,, mündliche und ſchriftliche, wöchentl. Gervais. 

6) Geſchichte und Geographie 3 St. Geſchichte des Mittelalters. Geographiſche 
Wiederholungen. Töppen. 
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7) Mathematik 4 St. Arith.: Gleichungen des zweiten Grades mit mehreren Un— 
bekannten. Gleichungen des dritten Grades, Theilbarkeit der Zahlen, Kettenbrüche, Dio- 
phantiſche Gleichungen. Leitf. §. 122—161. Progreſſionen, Zinſes-Zins⸗ und Rentenrech⸗ 
nung §. 85—102. Geometrie: Die Stereometrie $. 1-115. Konſtruktions- und andere 

Aufgaben. Repetitionen. Blümel. 

8) Phyſik 2 St. Von den flüſſigen und luftförmigen Körpern und vom Schalle, 
Brettner §. 104—150, Optik angefangen. Blümel. 

Religionsunterricht der katholiſchen Schüler, 1. Abtheil. (IIIa., II. und I.) 2 St. 
Wiſſenſchaftliche Begründung der Lehre vom Daſein Gottes, der Offenbarung Gottes und 
von der Kirche, ſowie die allgemeine Sittenlehre im Anſchluße an Eichhorn. — Kirchen- 
geſchichte von Chriſtus bis Gregor VII. nach Siemers. Dinder. 

Hebräiſcher Unterricht, 1 Abth. (J.) 2 St. Ausgewählte Stücke aus den Bü- 
chern Samuelis; mehrere hebräiſche Pſalme wurden memorirt. Grammatik nach Geſenius, 
die Formenlehre und das Hauptſächlichſte aus der Syntax. Weiſe. 

Zeichnenuntericht, 1. Abth. (III., II., I.) Wie früher. Baldus. 

Geſangunterricht, VI., V. 2 St. Kenntniß der Noten und andern muſikaliſche 
Zeichen, Feſtſtellung der Durtonleitern beider Zirkel. Choräle, Turnlieder und Lieder der 
Erk'ſchen Sammlungen. Uebungen im Notenſchreiben und Transponiren. IV. 1 St. Ein 
übung der Discantſtimme für den vierſtimmigen Chorgeſang. III. 1 St. Uebung der Mlt- 
ſtimme für den Chorgeſang. Die 4 Oberklaſſen 1 St. Vierſtimmiger Chorgeſang und zwar: 
Die Glocke, comp. von Andreas Romberg, 6 Motetten von Möhring. Freie Kunſt von Sä 
mann. 8 ernſte und heitre Chöre von Möhring. Vierſtimmige Choräle zu den Morgen 
andachten und die liturgiſchen Chöre. II., I. 1 St. Vierſtimmige Männerchöre, als: Klein's 
Pſalmen und Chöre älterer und neuerer Tonſetzer. Baldus. 

Turnunterricht, zweimal je 2 St. wöchentlich vom Mai bis September. Baldus. 

Themata zu den Abiturienten-Arbeiten. 

1) Zu den deutſchen Aufſätzen. 

Oſtern 1867: Sin lant nieman schelten sol 

noch sinen herren, daz stät wol. 

Michaelis 1867: Des preußiſchen Volkes Selbſtgefühl. 

2) Zu den lateiniſchen Aufſätzen. 

Oſtern 1867: Illud Ciceronis (Off. I, 44): „Eloqui copiose modo prudenter melius 
esse quam vell acutissime fine eloquentia cogitare“ ex media Romanorum 
indole depromptum videtur. 

Michaelis 1867: Qui viri principatus Atheniensium auctores et fuerint et habiti sint. 

3) Zu den mathematiſchen Arbeiten. 

Oſtern 1867: 1) Diophantiſche Gleichung. Welche Zahlen laſſen durch 7 dividirt den Reit 

4, durch 8 dividirt den Reſt 3 und durch 13 dividirt den Reſt 6. 
2) Es find die Winkel a, 5 und y eines Dreiecks zu finden, wenn gegeben ift 
8 2 =: 2 
tang. œ : tang. $ = 61 : 195 


— 


— 


33 


Ferner iſt die Seite a dieſes Dreiecks zu finden, wenn die gerade Linie, welche 
die Fußpunkte der Höhen auf die beiden anderen Seiten des Dreiecks verbindet, 
gleich 23,4466 gegeben iſt. 

3) In einen geraden Kegel iſt eine Kugel beſchrieben. Gegeben iſt das Volumen 
V. des Kegels und das Volumen » der Kugel. Es iſt der Radius r und die 
Höhe h des Kegels zu finden. 

4) Ein Dreieck zu conſtruiren, wenn gegeben find: Die Differenz der an der 
Seite a gelegenen Winkel p, y, die Differenz der Proportionen der Seiten b und 
e auf a und die Entfernung der Mittelpunkte des inneren Berührungskreiſes und 
des um das Dreieck beſchriebenen Kreiſes. 

Michaelis 1867: 1) Quadratiſche Gleichungen. Es find folgende Gleichungen aufzulöſen: 
I. 9 x? ＋ 4 y — 15 x = 12 x y + 66 — 10 y 
II. 2x? 721 37 xy = 1155. 

2) Stereometrie. Von einer dreiſeitigen Pyramide mit gleichen Seitenkanten 
find gegeben: Das Volumen V — 5288,933 C! der Radius des der Grundfläche 
umſchriebenen Kreiſes R= 17! und zwei Winkel der Grundfläche 

nr e 
— 28 2 

Es foll der Winkel p berechnet werden, den die Seitenkanten mit der Grund- 
fläche bilden. 

3) Trigonometrie. Gegeben iſt in einem Dreiecke die Differenz zweier Seiten 
a—b = d, der der Seite a gegenüberliegende Winkel æ und der Radius des in- 
nern Benührungskreiſes r. Es fol der der Seite b gegenüberliegende Winkel 8 
gefunden werden. 

4) Planimetrie. Einen Kreis zu zeichnen, der durch einen gegebenen Punkt geht, 
eine gegebene Gerade berührt und einen gegebenen Kreis im Durchmeſſer ſchneidet. 


— ENEE E DENENNE 


i. Verfügungen 
des Königlichen Provinzial - Schul - Collegii. 

Aus dem Jahre 1866, 14. November. Mittheilung eines Miniſterial-Erlaſſes vom 
9. Oktober, nach welchem die Schüler der oberen Klaſſen rechtzeitig auf die Nachtheile auf- 
merkſam gemacht werden ſollen, welche Unkenntniß im Hebräiſchen, beziehentlich den Mangel 
eines Zeugniſſes der Reife in dieſer Disciplin für die Theologie Studirenden mit ſich führt. 

30. November. Mittheilung der Vorſchriften für die Prüfungen bei der Königlichen 
Bergakademie in Berlin vom 6. Oktober. 

4. Dezember. Mittheilung des Miniſterialerlaſſes vom 27. November, nach welchem 
die Leiſtungen der Schüler im Turnen ſowohl in den Semeſtercenſuren als in den Abitu, 
rientenzeugniſſen Beurtheilung finden ſollen. 

Aus dem Jahre 1867, 14. Januar Mittheilung des Reglements für die Prüfungen 
der Candidaten des höheren Schulamts vom 12. Dezember 1866, nebſt Hinweiſung auf den 


Miniſterialerlaß vom 4. Februar 1838, durch welchen den Directoren empfohlen wird 
5 
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unter den Schülern, welche ſich künftig dem Schulfache zu widmen beabſichtigen, den Nicht⸗ 
befähigten dieſen Entſchluß möglichſt zu widerrathen, den Befähigten aber die innerhalb der 
Schulzeit zuläſſige Anleitung für ihren künftigen Beruf zu gewähren. 

18. Januar. Mittheilung des Miniſterialerlaſſes vom 19. Dezember 1866, in welchem 
älteren Beſtimmungen entſprechend von Neuem darauf hingewieſen wird, daß die öffentlichen 
Schulen in den von einer anſteckenden Krankheit heimgeſuchten Orten nicht ohne dringende 
Nothwendigkeit geſchloſſen werden ſollen. 

25. März. Mittheilung des Miniſterialerlaſſes vom 21. Februar über die künftige 
Einrichtung der colloquia pro reetoratu. 

1. und 26. März, 2. April, 21. Mai. Zum Behufe des Programmenaustauſches ſind 
künftig an die geheime Regiſtratur des Preuß. Unterrichtsminiſteriums nur 126, an das 
Königl. Provinzial⸗Schul⸗Kollegium dagegen 299 Exempl. des Gymnaſialprogramms einzureichen, 

23. März. Mittheilung der kleinen Schrift von Gruner „Kepler's wahrer Geburtsort.“ 

3. April. Vom Anfange des Sommerſemeſters an wird die proviſoriſche Verwaltung 
der wiſſenſchaftlichen Hülfslehrerſtelle dem Schulamts-Kandidaten Maletius übertragen. 

6. April und 20. Juni. Empfehlung folgender Schriften: „In der freien Natur“ und 
„Meine Freunde“ von K. Ruß; 50 Choräle für Männerſtimmen bearbeitet, von Heidler. 

1. Mai u. 23. Auguſt. Mittheilung der Miniſterialerlaſſe v. 30. März u. 14. Auguſt, in wel, 
chendie auf das Probejahr der Schulamts-Kandidaten bezügl. Beſtimmungen zuſammengeſtellt ſind. 

3. Juni. Mittheilung der höheren Ortes beſtätigten neuen Inſtruktionen 1) für die 
Direktoren, 2) für die Klaſſenordinarien, 3) für die Lehrer der höheren Lehranſtalten un- 
ſerer Provinz. 

20. Juni. Die Direktoren werden veranlaßt, Schülern, welche völlig mittellos im 
Vertrauen auf die eigene Kraft die Univerſität zu beziehen gedenken, auf das Mißliche ihres 
Vorhabens hinzuweiſen und fie von einem unüberlegten Beziehen der Univerſität auf das Nad- 
drücklichſte zu warnen. 

3. Juli. Mittheilung des Miniſterialerlaſſes vom 22. Juni, nach welchem die Anmel⸗ 
dungen zu Abiturientenprüfungen nicht über 3 Monate vor Ablauf des betreffenden Schul⸗ 
ſemeſters angenommen werden ſollen. 

15. Auguſt. Mittheilung des Miniſterialerlaſſes vom 9. Auguſt, nach welchem die Di 
rektoren denjenigen Abiturienten, welche ſich dem Lehrfache widmen wollen, beſonders aber 
den zukünftigen Philologen ein eingehendes Studium des Deutſchen auf der Univerſität 
dringend empfehlen ſollen. 
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111. Chronik. 


Das abgelaufene Schuljahr begann am 11. Oktober 1866. Die Ferien waren genau 
nach den beſtehenden Vorſchriften bemeſſen. Der Schulbeſuch wurde durch graſſirende Kin⸗ 
derkrankheiten, namentlich durch die Maſern, längere Zeit beeinträchtigt. 

Mit dem Anfange des neuen Schuljahres trat College Skierlo, welcher im Sommer 
zuvor den böhmiſchen Feldzug mitgemacht hatte, in ſeine Lehrthätigkeit an dem hieſigen Gym⸗ 
naſium wieder ein, ſo daß auch die Tertia für mehrere Hauptfächer wieder in zwei Cötus 
getheilt werden konnte; allein ſchon im Laufe des Winterſemeſters wurde er zum ordent⸗ 


lichen Lehrer an dem neuerrichteten Gymnaſium in Graudenz gewählt, und am Ende deſſelben 
ſchied er mit Genehmigung des Königl. Provinzial⸗Schul⸗Collegii aus ſeiner hieſigen Stellung 
aus. Durch ſeine Treue im Dienſte — ſowohl bei dem Gymnaſium als im Felde — hat 
er ſich die volle Anerkennung ſeiner Vorgeſetzten, durch ſeine biedere Geſinnung und durch 
ſein offenes, unbefangenes Benehmen allgemeine Zuneigung erworben. Seine zahlreichen 
Freunde in Hohenſtein werden ſeiner ſtets in Liebe gedenken. 

An ſeine Stelle trat mit dem Anfange des Sommerſemeſters der Candidat des höheren 
Schulamtes Maletius. Herr Friedrich Auguſt Eduard Maletius, Sohn des 1850 zu Bor⸗ 
zymmen bei Lyck verſtorbenen Pfarrers Maletius, iſt zu Borzymmen den 3. Mai 1844 ge⸗ 
boren. Er beſuchte das Gymnaſium zu Lyck von Michaelis 1852 bis Oſtern 1863 und ſtu⸗ 
dirte auf der Univerſität zu Königsberg vom April 1863 bis zum Juli 1866 Philologie. 
Im Februar 1867 ift er von der wiſſenſchaftlichen Prüſungskommiſſion zu Königsberg pro 
facultate docendi geprüft worden. 

Im Dezember ſtarb der Secundaner Leipolz, der ſchon lange gekränkelt hatte, aber 
aus Liebe zu den Wiſſenſchaften trotzdem Hohenſtein nicht verlaſſen mochte. Als er bei zu— 
nehmendem Uebel nun doch von Hohenſtein abgeholt werden mußte, erreichte er nur mit 
Mühe noch das väterliche Haus. Bald nach der Ankunft in demſelben gab er ſeinen Geiſt 
auf. Er war, was Fleiß, Gehorſam und Anhänglichkeit an die Lehrer betrifft, ein muſter⸗ 
hafter Schüler. 

Die regneriſche Witterung im Frühling dieſes Jahres machte die Eröffnung des Turn- 
unterrichts um Mitte Mai unmöglich, und auch noch während des Sommers wurde derſelbe 
durch häufigen Regen öfters beeinträchtigt. An die Stelle des ſonſt üblichen „Maiganges“ 
trat aus demſelben Grunde ein Schulfeſt am 6. September im Stadtwalde gefeiert. 

Muſikaliſche Aufführungen von Seiten der Schüler unter Leitung des Collegen Baldus 
fanden in der Kirche ſtatt: am Tage der Confirmation Sonntag vor Michael) und zur 
Todtenfeier, am letzten Trinitatis-Sonntage. Auch wirkten mehrere Schüler der drei oberen 
Klaſſen bei der Aufführung der Schöpfung von Haydn mit, welche Herr College Baldus 
zum Beſten der National⸗Invaliden⸗Stiftung zweimal, im Dezember 1866 und im Januar 
1867, unter Zuziehung anderweitiger muſikaliſcher Kräfte zu Stande brachte. 

Zur Friedensfeier am 10. November 1866 verſammelten ſich Lehrer und Schüler des 
Gymnaſii in der Aula, wo der Unterzeichnete die Kriegsereigniſſe des vorangegangenen 
Sommers recapitulirte und die Bedeutung derſelben für die äußeren und innern Verhält— 
niſſe des Vaterlandes auseinanderſetzte. Ebenſo wurde auch der 22. März, der Geburts— 
tag Sr. Majeſtät des Königs, da es an Räumlichkeiten zu einer öffentlichen Feier noch 
immer fehlt, nur im Kreiſe der Lehrer und Schüler des Gymnaſii gefeiert. Der Unter- 
zeichnete beleuchtete in der Feſtrede die großen Ereigniſſe des Jahres 1866 als eines der 
bedeutendſten Momente in dem Kampfe des von den Einflüſſen der romaniſchen Nationen 
ſich losringenden deutſchen Geiſtes und brachte ſie dadurch nicht blos mit den großen Thaten 
der Preußen und des deutſchen Volks unter Führung der großen Vorfahren des Königs 
Wilhelm I., ſondern auch mit den Freiheitskriegen der Niederländer und Engländer gegen 
Spanien im ſechzehnten Jahrhundert unter einen Geſichtspunkt. 

Die Bauarbeiten für das hieſige Gymnaſium ſchritten in dieſem Jahre des anhaltenden 
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Regenwetters wegen langſamer fort, als erwartet war. Doch iſt die neue Amtswohnung 
für den Direktor fertig geworden und hoffentlich werden die Räumlichkeiten der früheren 
Amtswohnung deſſelben noch in dieſem Jahre theils zu Klaſſenzimmern, theils zur Aufnahme 
der wiſſenſchaftlichen Sammlungen umgewandelt werden können. 

Die Abiturientenprüfungen fanden unter Vorſitz des Herrn Provinzial⸗Schul⸗Rath 
Schrader am J. April und am 19. Auguſt ſtatt. 


—— — — 
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Außerdem leitete Herr Baldus während des Sommers den Turnunterricht, in wöchent⸗ 
lich zweimal je 2 Stunden, während deren die Aufſicht auf dem Platze (wie ſchon ſeit 
vielen Jahren) von dem Unterzeichneten geführt iſt. 

Die Zahl der Schüler betrug laut Nachweiſung des letzten Programms gegen Micha— 
elis 1866 189 Schüler. Abgegangen ſind ſeitdem 47, geſtorben 1, aufgenommen 53. Es 
befinden ſich gegenwärtig in J. 13, in II. 24, in III. A. 30, in III. B. 18, in IV. 39, 
in V. 31, in VI. 38. Die Schülerzahl des Gymnaſii ift hiernach 194. 

Mit dem Zeugniß der Reife wurden zur Univerſität entlaſſen: 

90. H. A. E. Dolega aus Panzerei bei Oſterode, 18; Jahre alt, katholiſcher Con- 
feſſion, Sohn eines Bürgermeiſters, 104 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

91. H. G. Kieshauer aus Gollub, 19! Jahre alt, evangeliſcher Confeſſion, Sohn 
eines Poſtexpeditionsvorſtehers, 74 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

92. E. K. A. Krebs aus Gutſtadt, 193 Jahre alt, katholiſcher Confeſſion, Sohn 
eines Gutsbeſitzers, 3 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

93. K. R. Meitzen aus Willenberg, 18 Jahre alt, evangeliſcher Confeſſion, Sohn 
eines Juſtizraths, 54 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

94. J. R. A. Nikolaiski aus Pentzken bei Neidenburg, 183 Jahre alt, evangeli- 
iher Confeſſion, Sohn eines Partikuliers, 104 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner, 

95. A. E. E. Petzenburg aus Saalfeld, 22! Jahre alt, evangeliſcher Confeſſion, 
Sohn eines Rechtsanwalts, 5! Jahre Schüler des Gymnaſii, 3 Jahre Primaner. 

96. W. E. Scholl aus Pr. Eylau, 21 Jahre alt, evangeliſcher Confeſſion, Sohn 
eines Wagenfabrikanten, 1 Jahr Schüler des Gymnaſii, 1 Jahr Primaner. 

97. N. C. A. Schulz aus Schilla bei Allenſtein, 20! Jahre alt, katholiſcher Eon- 
feſſion, Sohn eines Gutsbeſitzers, 9 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

98. P. G. Sperling aus Sampohl bei Conitz, 18 Jahre alt, evangeliſcher Confeſſion, 
Sohn eines Pfarrers, 7 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

99. K. E. R. R. Volprecht aus Kl. Pötzdorf bei Hohenſtein, 19 Jahre alt, evan⸗ 
geliſcher Confeſſion, Sohn eines Rittergutsbeſitzers, 10, Jahre Schüler des Gymnaſti, 2 Jahre 
Primaner. 

100. F. P. Weißermel aus Gr. Gröben bei Oſterode, 18 Jahre alt, evangeliſcher 
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Confeſſion, Sohn eines Rittergutsbeſ., 104 Jahre Schüler des Gymnafü, 2 Jahre Primaner. 


Ferner hat fih vor einigen Tagen das Zeugniß der Reife erworben: 
% 101. E. G. H. Schulz aus Soldau, 20! Jahre alt, evangeliſcher Confeſſion, Sohn 
eines Bürgermeiſters, 8 Jahre Schüler des Gymnaſü, 24 Jahre Primaner. 

Zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Schüler konnten auch in dieſem Jahre 5 Thaler 
Zinſen des Belian'ſchen und 5 Thaler Zinſen des Ziegler'ſchen Legates, ſowie die Vorräthe 
der Freibücherſammlung benutzt werden. 

An Geſchenken gingen dem Gymnaſium in dieſem Jahre zu: 1) von dem Königl. 
Miniſterium der Unterrichtsangelegenheiten: Fortſetzung des Philologus von Leutſch und 
der Zeitſchrift für Preuß. Geſchichte und Landeskunde von Foß; 2) von dem Königl. Pro 
vinzial⸗Schul⸗Kollegium zu Königsberg: Keppler's wahrer Geburtsort von Gruner; 3) von 
mehreren Abiturienten eine Anzahl Bücher für die Schülerbibliothek und für die Freibücher 
ſammlung. Für dieſe Geſchenke ſpreche ich öffentlich den gebührenden Dank aus. 

Für die Hauptbibliothek des Gymnaſii ſind Fortſetzungen der Zeitſchriften von 
Zarncke, Haupt, Sybel, Stiehl, Schmidt, Poggendorf, ferner der kleinen Schriften von 
J. Grimm, des Lebens Cäſar's von Napoleon, der Geſchichte der preußiſchen Politik von 
Droyſen, des mittelhochdeutſchen Wörterbuchs von Müller und Zarncke, der grammatici latini 
von Keil, der Geſchichte der Philoſophie von Ueberweg, endlich einige wenige neue Schriften 
angeſchafft, namentlich Sartorius Geſchichte der Hanſe, herausgegeb. von Lappenberg, Niſſen 
Unterredungen über den Katechismus, deſſelben Unterredungen über die bibl. Geſchichte ꝛc. 

Für die Schülerbibliothek wurden angeſchafft ein neues Exemplar von Schiller's 
Werken; 40 diverſe Schriften von F. Schmidt, geſammelte Erzählungen von W. O. v. Horn 
12 Bände, geſammelte Schriften des Verfaſſers der Oſtereier 18 Bände, deutſches Leſebuch 
von Maſius 3 Bände, Geſchichte der franzöſiſchen Nationalliteratur v. Kregſſig, zwei ſchon 
oben erwähnte Schriften von L. Ruß, mehrere auf den Krieg von 1866 bezügliche Schriften 2c 

Die für das phyſikaliſche Kabinet beſtellten Apparate ſind noch nicht angekommen. 


Hohenſtein, den 22. Auguſt 1867. 


Dr. M. Teppen. 
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